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Gegen Lebensmittelwucher un Abſolutismus!
Beſucht die Volksproteſt- Verſammlungen am Donnerstag abend 6! Ahr in unüberſehbaren Maſſen!

Wilhelm II. „Jammelt“.
Eine Raiſerrede für den Wahlkampf.

Eine Rede Wilhelms II. folgt jetzt der andern. Verkündete
er in Königsberg ſein Gottesgnadentum und betonte er ſeine
Miſſion als auserwähltes Jnſtrument des Himmels, ſo hat er
in Marienburg, dem Wahlkreiſe des berüchtigten Herrn
v. Oldenburg-Januſchau, zu den weſtpreußiſchen Agra-
riern geſprochen und

Sammelpolitik der Parteien
empfohlen. Da von dem aufhorchenden Handlanger Bethmann
Hollweg die Wünſche ſeines Herrn als Befehle aufgefaßt wer
den, ſo weiß man, daß die Sozialdemokratie bei den nächſten
Wahlen wieder mit dem alten „bewährten“ „Sammelruf
aller nationalen Parteien“ bekriegt und bewſiegt
werden ſoll. Wir gratulieren.

Da die Sammel-Rede Wilhelms II. von den „nationalen“
Blättern bereits als politiſcher Kriegsruf ausgeſchlachtet wird,
geben wir hier die entſcheidenden Stellen wieder. Wilhelm
ſagte:

„Daß ich mich ganz beſonders ſtolz und glücklich fühle, daß
ich auch als Gutsbeſitzer unter Jhnen reſidieren und mit
Jhnen alle Freuden und Sorgen des Landwirtes mitempfinden
kann (Lebhafter Beifall), und ſo in der Lage bin, mich über
die Gedanken und Gefühle meiner Nachbarn zu vrientieren.
Die Provinz Weſtpreußen bietet in ganz beſonderem
Maße das Bild des Zuſammenwirkens der verſchiedenen Ele-
mente, die dazu beitragen, die Stärke und die Größe des
Vaterlandes auszumachen. Die gemeinſame Arbeit aller
Stände und Berufsklaſſen fördert das Land und die Provinz,
und dieſe gemeinſame Arbeit möchte ich auch auf das große
Vaterland übertragen ſehen.

Durch feierliches Gelöbnis waren ſich die (Marienburger)
Ordensbrüder zugetan und ſtellten ihr Werk unter die Obmacht
eines Höheren. Durch dieſe einheitliche Geſchloſſenheit hat der
Orden dieſe unerhörte Leiſtung zuwege gebracht. Das ſoll für
uns ein Vorbild ſein! Das Kreuz auf ſeinem Gewande be-
deutet die Unterordnung unter des Himmles
Willen, bedeutet, daß Deutſchtum und Chriſtentum un-
trennbar voneinander ſind. Was ſollen wir lernen? Daß
dies eine Jlluſtration für das Wort iſt, was ich neulich in
Königsberg geſprochen habe: So wie mein ſeliger Groß-
vater und wie ich uns unter der höchſten Obhut und dem höch-
ſten Auftrage unſeres Herrn und Gottes arbeitend
dargeſtellt haben, ſo nehme ich das von einem jeden ehrlichen
Chriſten an, wer es auch ſei.

Wir ſollen in brüderlicher Liebe zuſammenhalten, die Kon-
feſſionen und die Stämme. Es ſollen die Stämme und die
Berufsgenoſſenſchaften die Hände ineinander ſchlagen zu ge
meinſamer Arbeit, zur Erfüllung der ſtaatlichen Notwendig-
keiten. Der Landwirt ſchlage in die Hand des Kaufmanns ein,
dieſer in die Hand des Jnduſtriellen. Der Zugehörige
einer Partei ergreife die Hand des Andersgeſinnten, wenn es
darauf ankommt, Großes für unſer Vaterland zu leiſten. Daß
ich hier von Jhnen verſtanden werde, das verbürgt mir
die Geſinnung der Provinz.“

Dieſe Rede Wilhelms II. iſt ein deutlicher Ruf zur Samm-
lung aller „Stände“ und aller „Parteien“, der von dem un-
ſchuldigen Herrn Bethmann nicht wieder als „perſönliches Be-
kenntnis in religiöſen Dingen“ entſchuldigt werden kann, fon-
dern ein klar ausgeſprochener politiſcher Akt der Krone iſt.

Der ſchwarzblaue Block iſt ſich auch ſofort darüber einig. Die
Schwarzen jubeln und die Blauen triumphieren. Das Berliner
Zentrumsblatt, die Germania ruft erfreut:

Wir haben zu dieſen ſchönen Worten im Grunde weiter
nichts zu bemerken, als daß wir alles rückhaltlos
unterſchreiben.

Genau ſo begeiſtert iſt das antiſemitiſche Organ des Evan-
geliſchen Bundes, die „Los von Roml“Ruferin Tägliche
Rundſchau:

Die Marienburger Rede des Kaiſers erweckt ebenſoviel
Dankbarkeit und Zuſtimmung als die Königs-
berger Rede Widerſpruch gefunden hat. Wenn, was wohl
kaum zu vermeiden iſt, nunmehr doch die Sozialdemokratie
eine Kaiſerdebatte im Reichstag entfachen wird, würden die
bürgerlichen Parteien am beſten tun, ſich
jeder Beteiligung zu enthalten.

Um ſo beſſer! Die Herrſchaften möchten die Sammelei
aller bürgerlichen Parteien nicht durch „Hader“ über das Be-
kenntnis der Krone zum Abſolutismus zeſtört wiſſen. Es
wäre die herrlichſte Frucht der Sammlung, wenn die Sozial-
demokratie mit ihrer ſcharfen Betonung der Selbſtbeſtimmung
des Volkes allein bliebe.

Die großagrariſche Deutſche Tageszeitung möchte
am liebſten dem Sammelruf ſofort praktiſche Ausführung für
die Reichstagswahlen folgen laſſen. Das Blatt ſchreibt:

„Man redet jetzt ſo viel von der Notwendigkeit der Samm-
lung. Was der Kaiſer in Königsberg und in der Marien-
burg geſagt hat, das könnte recht wohl ein Sammlungsruf
ſein: „Kriegstüchtig, aber friedfertig! Friede zwiſchen den
Stämmen, den Ständen und den Bekenntniſſen! Gemein-
ſame Arbeit aller Stände und Gruppen im Dienſte des
Vaterlandes! Für Deutſchtum, für das Gottesgnadentum
des Königs und jedes einzelnen, für das Chriſtentum, das
mit dem Deutſchtume unlösbar verbunden iſt!“ Sollte es
nicht möglich ſein, daß das preußiſche und das deuiſche Volk
ſich unter dieſem Banner zuſammenfände, ſich ſam-
melte und einigte zu gemeinſamer Tat und ge
meinſamer Abwehr?“

Wird ſchon werden! Die Liberalen werden ſich ſchon ver
ſöhnen laſſen, wenn ſie von der Sozialdemokratie hart bedrängt
werden. Und der Weizen der Sozialdemokratie kommt durch
jede neue Kaiſerrede immer hübſcher ins Blühen

Wilhelm II. hat ſeine erhabene Rede von den auserwählten
Jnſtrumenten des Himmels, als welche er ſich und ſeinen Groß-
vater bezeichnete, in Marienburg dahin ergänzt, daß ebenſogut
wie er ſelbſt „unter der höchſten Obhut und dem höchſten Auf-
trag unſeres Herrn und Gottes“ arbeite, dies auch jeder andere
„ehrliche Chriſt“ könne, „er ſei wer er ſei“. Alſo, wenn
auch Wilhelm II. ſelbſt das auserwählte Jnſtrument des
Himmels iſt, ſo gibt es doch in Deutſchland außerdem noch eine
ganze Menge minder vornehmer Himmelsinſtrumente. Aber wie
ſie herausfinden? Sicher iſt zunächſt, daß Heiden, Juden, Kon
feſſionsloſe und andere erklärte Nichtchriſten aus der himm-
liſchen Jnſtrumenten- Sammlung von vornherein ausſcheiden
nur die Chriſten kommen in Betracht, und von dieſen wieder
nur die „ehrlichen“.

Nun könnte man ſich naiv ſtellen und fragen, was denn ein
ehrlicher Chriſt iſt. Auf dem letzten Weltkongreß für freies
Chrifſtentum ſind ja proteſtantiſche Theologen in Scharen auf-
getreten, die erklärten, die ſozialdemokratiſche Politik ſei das
beſte und ehrlichſte Chriſtentum.

Der Pfarrer Kutter ſah in der Entſtehung der Sozialdemo-
kratie geradezu den Willen Gottes, und auch der katholiſche
Pfarrer Kohl verſicherte bei einer anderen Gelegenheit, die
Sozialdemokratie ſei von Gott geſchaffen, um einen neuen
Kulturkampf zu verhindern. Das Chriſtentum Wilhelms II.
hat aber mit ſolchem „Chriſtentum“ nichts zu ſchaffen, es ruht
vielmehr völlig auf dem Boden jener Anſchauung, die der bay-
riſche Zentrumsbiſchof v. Henle in die bekannten Worte zu-
ſammenfaßte: „Wer Knecht iſt, ſoll Knecht bleiben.“
Jm Zeichen dieſes Chriſtentums, das „vom Deutſchtum un-
trennbar“ iſt, will Wilhelm II. den Landwirt, den Kauf-
mann und den Jnduſtriellen, die Parteien und die
Konfeſſionen vereinigen, um „die Schwierigkeiten, die ſich uns
entgegentürmen, zu überwinden.“

Das in dieſem deutſchchriſtlichen Bund zur Be-
kämpfung der Sozioldemokratie der „Landwirt“,
lies Agrarier, die Führung haben muß, iſt nach allem, was
Wilhelm II. ſagt, ganz ſelbſtverſtändlich, verſichert er doch, daß
„ich mich ganz beſonders ſtolz und glücklich fühle, daß ich auch
als Gutsbeſitzer unter Jhnen reſidieren und mit Jhnen
alle Freuden und Sorgen des Landwirts empfinden kann“. Die
Landwirtſchaft im großen nebſt Branntweinbrennerei bleibt
eben immer noch das vornehmſte Gewerbe. Oder kann man ſich
denken, daß Wilhelm II., der doch nebenbei z. B. auch Ton-
warenfabrikant iſt, in eine Verſammlung von Tonwarenfabri-
kanten geht, und dort verſichert, er fühle ſich ſtolz und glücklich,
auch ein Tonwarenfabrikant zu ſein? Alſo „deutſch“, „chriſt-
lich“ und „agrariſch“ iſt die Sammelpolitik, die Wilhelm II.
predigt. Armer Liberalismus, armer Hanſabundl!

Wilhelm II. verſichert ſchließlich, er ſei überzeugt, daß er in
Weſtpreußen richtig verſtanden wird, dafür bürge ihm die
Geſinnung der Provinz. Dieſe Ueberzeugung iſt nicht
ganz unbegründet. Denn von den dreizehn Reichstagsabgeord-
neten der Provinz Weſtpreußen ſind ſechs konſervativ, vier ſind
preußiſch königstreue Schnapsblockpolen, zwei ſind national-
liberal und einer freiſinnig. Einen ſozialdemokratiſchen Ab
geordneten gibt es in dieſem gelobten Land überhaupt nicht.
Dafür ſind unter den „nationalen Abgeordneten die Herren
v. Oldenburg-Januſchau und v. Gamp vertreten. Daß
Wilhelm II. von dieſen Herren verſtanden wird, iſt be-
greiflich.

Am 29. Januar ſagte bekanntlich der Abgeordnete für Elbing-
Marienburg im Reichstage:

Der König von Preußen und der deutſche Kaiſer muß jeden
Moment imſtande ſein, zu einem Leutnant zu ſagen: Nehmen
Sie zehn Mann und ſchließen Sie den Reichstag.

—TZDTTTT

Jm Wahlkreis dieſes Abgeordneten, des Herrn v. Olden-
burg, hielt Wilhelm ſeine Rede für chriſtlich-agrari ſche
Sammelpolitik. Der kommende Kurs deutſcher Reichspolitik iſt
an bezeichnender Stelle eingeleitet worden.

Einfammiung der Schwarzen.
Die Königsberger Rede ſoll nach Bethmann „kein Regie-

rungsakt“ geweſen ſein. Die Marienburger Rede, durch die
ſich Wilhelm II. auf das Programm des ſchwarzblauen Blocdks
verpflichtet, i ſt aber einer, ſofern die Poſt recht hat, die auch
noch andere recht intereſſante Enthüllungen macht, indem ſie
ſchreibt:

Wir dürfen annehmen, daß dies nicht nur der perſönlichen
Stimmung Wilhelms II. in jenem Augenblick entſpricht, ſon
dern daß daraus das politiſche Programm des
Reichskanzlers ſpricht. Wir waren ſchon früher in der
Lage, darauf hinzuweiſen, daß Bethmann Hollweg eine
Sammlung der nationalen Parteien erſtrebt zum Beſten des
Vaterlandes und zur Bekämpfung des Umſturzes.
Wie weit eine Mitwirkung des Zentrums hierbei in Betracht
kommt, entzieht ſich noch unſerer Kenntnis. Jedenfalls aber
dürften die Meldungen aus Augsburg, wonach im Augnuſti
nusverein von einem gemeinſamen Kampfe aller bürger-
lichen Parteien gegen die Sozialdemokratie geſprochen wor
den iſt, nicht ohne Unterlage ſein.

Es iſt ein recht intereſſantes Zeichen der Zeit, daß die
kulturkämpferiſche und ſcharfmacheriſche Poſt den Auguſtinus-
verein, den Verein der Zentrumsjournaliſten, als
Freund und Bruder in die Arme ſchließt. Der Auguſtinus-
verein auf den Spuren des Reichsverbands der Sogzialdemo-
kratiel Ja, die Welt iſt rund und muß ſich drehen. Jn einer
Weile wird der Auguſtinusverein auch da ſein, wo der Reichs
verband jetzt iſt.
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„Chriſtlich“ gegen liberal.
Die Marienburger Rede Wilkelms II. iſt nicht nur ein

Sammelruf gegen die Sozialdemokratie, ſondern auch eine
ſcharfe Kriegserklärung gegen den Liberalis-
m u s. Bekanntlich teilt Wilhelm II. die deutſchen Reichsange-
hörigen in zwei Gruppen ein, von denen die eine gleich ihm
aus himmliſchen Jnſtrumenten beſteht, die andere aber aus
Leuten, die keine rechten Deutſchen und keine ehrlichen Chriſten
ſind. Nun iſt die Unabhängigkeit des Staatsbürgerrechts vom
religiöſen Bekenntnis der oberſte Grundſatz des Liberalismus,
der auch in der preußiſchen Verfaſſung zum Ausdruck gelangt
iſt. Wilhelm II. revidiert auch die preußiſche Verfaſſung nach
rückwärts, indem er allen Deutſchen, die nicht ehrliche Chriſten
in ſeinem Sinne ſind, die Gleichwertigkeit mit den deutſch-
chriſtlichen Himmelsinſtrumenten abſpricht. Trotzdem iſt der
Proteſt der Berliner liberalen Preſſe gegen dieſe völlige Nega-
tion liberaler Grundſätze bis jetzt recht ſchwachmütig. Nur die
Voſſ. Ztg. rafft ſich zu einem Proteſtartikel auf, der in der
Feſtſtellung gipfelt:

Der Philoſoph von Sanſſouci war ein ebenſo ſchlechter
Chriſt wie Jmmanuel Kant, und Goethe nannte ſich einen
„dezidierten (ausgeſprochenen) Nichtchriſten“. Und doch wird
man ihnen, und mit ihnen ungezählten geiſtigen Führern
und tüchtigen Bürgern nicht füglich das Deutſchtum ab-
ſprechen wollen.

Hingegen gibt es andere liberale Blätter, die finden, Wil-
helm II. habe, indem er die ehrlichen Chriſten gleichfalls zum
Rang von Himmelsinſtrumenten erhob, ſeine Königsberger
Gottesgnadenrede abgeſchwächt!! Das ſteht in keinem
Witzblatt, ſondern in verſchiedenen „ernſten“ liberalen Zei-
tungen.

Des Volkes Antwort.
Nachdem Wilhelm II. die aufſehenerregende Sturmrede in

Königsberg gehalten, begab er ſich bekanntlich nach Danzig.
Dieſe einſt blühende Handelsſtadt iſt wirtſchaftlich der glor
reichen deutſchen Zollpolitik zum Opfer gefallen. Trotzdem
überſchlug ſich die byzantiniſch verzückte kapitaliſtiſche Preſſe in
einem künſtlich aufgebauſchten Hurrarummel. Deshalb unter-
nahmen es unſere Genoſſen, in dieſer Hurramache auch
die Stimme des Volkes zu Gehör zu bringen. Sie veranſtal-
teten am Sonntag, den 28. Auguſt, nachmittags 8 Uhr, eine
öffentliche Volksverlammlung mit dem Thema:

„Millionen für den König Fußtritte für das Volk.“
Deren Bekanntmachung ſtellten ſich aber auch ſelbſt für oſt

elbiſche Verhältniſſe nicht alltägliche Schwierigkeiten entgegen.
Der Verlag der freiſinnigen Danziger Zeitung hat die ſtädti-
ſchen Plakatſäulen gepachtet und ſchlägt ſchon ſeit langer Zeit
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Fozial demokratiſche Plakake nur dann an, wenn dazu die ge
ſetzlich nirgends geforderte polizeiliche Erlaubnis beigebracht
wird. Der Vertreter des Polizeipräſidenten verweigerte dieſes
Mal die Erlaubnis aus dem Grunde, weil „Majeſtät ſchließlich
h die Plakate ſehen könnte“. Der freiſinnige Verlag lehnte

enn auch wieder prompt den Anſchlag ab, „weil er dazu keinen
Platz mehr zur Verfügung hatte“. Die unabhängig geſinnungs-
lIoſen Danziger Neueſte Nachrichten verweigerten nicht nur die
Aufnahme eines Jnſerates, ſondern erklärten ſogar, daß ſie
auch in Zukunft niemals wieder ſozialdemokratiſche Anzeigen
publizieren würden! Die Bekanntmachung der Verſammlung
durch Handzettel war ebenfalls nur unter mancherlei Schwie-
rigkeiten möglich. An der Kaiſerlichen Werft bezeichnete ein
Schutzmann die Genoſſen, die ſich dieſer Pflicht unterzogen, ſo
gar als „elende Zuchthäusler“ und „Schweinebande“. Gerade
sur Zeit der Verſammlung war die zur Vorſtadt Schidlitz, in
der ſich das einzige, den Danziger Genoſſen in dieſer echt frei-
ſinnigen Stadt zur Verfügung ſtehende Saallokal befindet,
führende Straße wegen eines Beſuches der Kaiſerin längere
Zeit polizeilich geſperrt. Alle dieſe Umſtände konnten aber
nicht verhindern, daß die Verſammlung ſtark beſucht war. Nach
dem beifällig aufgenommenen Referat des Genoſſen Cris
pien wurde einſtimmig die folgende Reſolution beſchloſſen

„Die Verſammelten erheben Proteſt gegen die in Preußen-
Deutſchland herrſchende Dekorationspolitik. Sie erheben
energiſchen Einſpruch gegen die uferloſe militäriſche
Rüſtungspolitik, die das Volk durch die Blutſteuer und den
indirekten Steuerwucher aufs ſchwerſte bedrückt und die
friedliche Kulturarbeit der Völker ſtändig bedroht.

Die Verſammlung fordert die friedliche Verſtändigung der
Regierungen zur endlichen Einſchränkung der Rüſtungen; ſie
verlangt von der Regierung ſchleunigſt wirkſame Maß-
nahmen zur Behebung der drückenden Fleiſchnot.

Alle Angriffe auf die Verfaſſung und die Rechte des Volkes
weiſen die Anweſenden aufs ſchärfſte zurück. Sie fordern
dringend endlich auch die Selbſtbeſtimmung des preußtſchen
Volkes durch die längſt verſprochene Einführung des allge-
meinen, gleichen, geheimen und direkten Wahlrechts für alle
mündigen Staatsbürger ohne Unterſchied des Geſchlechts.

Die Verſammelten geloben, unermüdlich für die Ausbrei-
tung der ſozialdemokratiſchen Grundſätze zu arbeiten. Darin
liegt die beſte Gewähr für die Sicherung der Kultur, des
Völkerfriedens und der Volkswohlfahrt.“

Der Referent hatte auch beſonders dagegen Einſpruch er-
hoben, daß die Stadtverwaltung 21000 Mark aus allge
meinen Steuermitteln zur Dekoration einiger Straßen
ausgab, während man für ſoziale Zwecke nie einen Pfen-
Nig übrig hat.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., 31. Auguſt 1910.

Für die Veteranen gibt's nichts!
Eine am Sonntag in Neuſtadt a. d. H. ſtattgefundene, von

2000 Kriegsveteranen beſucht geweſene Verſammlung hat be-
ſchloſſen, den Reichstag in einer Maſſenpetition um angemeſſene
Unterckützung der bedürftigen Veteranen zu
bitten. Gleichzeitig erfährt man, daß ſich der Bundesrat mit
der Frage befaßt habe, ob man den bedürftigen Veteranen nicht
aus etatsmäßigen Mitteln in dieſem Jahre eine einmalige Zu-
wendung machen könne. Man ſei aber von dieſem Gedanken
abgekommen, weil zu einer ſolchen Ausgabe die Zuſtimmung
des Reichstags erforderlich geweſen wäre und ferner, weil man
das Entſtehen einer Mißſtimmung unter den Veteranen ver-
hüten wollte, die entſtanden wäre, wenn nur ein Teil der
Veteranen etwas bekommen hätte.

Einfach köſtlich! Damit bei den Veteranen keine Mißſtim-
mung entſteht, kriegt keiner was! Und dieſe peinlich ängſtliche
Wahrung des Etatsrechtes des Reichstags! Hätte es ſich nur
um die Anſchaffung von Kanonen gehandelt, dann wäre den
Herren das Etatsrecht des Reichstags vollkommen gleichgülrig
geweſen. Demgegenüber muß doch einmal feſtgeſtellt werden,
daß es den bürgerlichen Parteien keineswegs ernſt iſt
mit der Veteranenfürſorge, ſonſt hätten ſie das Gehalt des
Reichskanzlers nicht eher bewilligen dürfen, ehe nicht dieſe
Frage zufriedenſtellend erledigt worden wäre. So aber be-
ſchließt man die Unterſtützung der Veteranen am Ende der

g Kein hülung.
Nach Fritz Reuter in hochdeutſcher Proſa von S. Luß

Mannheim.

Sie ließ ihn los und ſtieß ihn von ſich, als wär' das jetzt
ſchon ihr letztes Wort. Er knirſchte mit den Zähnen, als wär
es jetzt ſchon ſo gekommen, wie ſie ſagte, und er ſprang auf
und ſtellte ſich vor ſein Mädchen hin mit vor Wut glühenden
Augen. Das ganze Geſicht brannte, ſo war ihm das Blut zu
Kopf geſtiegen.

Mädchen, rief er, Marie, wenn das ſo kommen ſollte, ſoll
ſie alle der Teufel holen! Jch ließ mich ſchinden und mit Füßen
treten, ich bin es ja nicht anders gewöhnt; doch wenn es mit
dir einmal ſo endet, dann ſoll ein Donnerwetter drein ſchlagen,

dann ſollen den Herren die Augen übergehen!
Das Mädchen ſprang in die Höhe bei dieſem unvorherge-

ſehenen Wutausbruch.
Gott, Johann, rief ſie erſchrocken,

was hab ich getan.
Sie umfaßte ihn und zog ihn heran.
O, ſei doch ſtill, Johann, laß das!
Er machte ſich los, ſchob ſie zurück und preßte ihre beiden

Hände in den ſeinen zuſammen.
Nun höre, Marie, was ich dir ſage! Jch wollte nur nicht

heraus damit, um dir nicht wehe zu tun. Wenn ich hier nicht
unterkomme, dann iſt es aus mit dem Heiraten, das Amt
nimmt uns nicht und die Stadt auch nicht.

Ach, und unſer Herr tuts nicht.
Er muß, er muß, ich laß nicht nach! Nach Amerika kannſt

du nicht, und keiner will uns das Wohnrecht geben? Was,
unter unſerm eigenen Himmel ſollte kein Platz für mich ſein?
Was, kein Platz für uns in unſerem Vaterlande? Das wär
doch eine Schande, das wäre doch niederträchtig! Weine nicht,
Marie, ich bleib' dabei, er muß, er muß unbedingt. Jch klag',
ich will doch einmal ſehen, was das Gericht ſagt. Unſer Herzog
kann doch nicht wollen, daß ein Mann, der arbeiten will und
arbeiten kann, aus ſeinem Lande hinausgetrieben wird; er hat
doch Geſetze darüber geſchrieben. O, die Herren wiſſens auch
ganz genau; aber wir ſind nur zu dumm dazu. Nein, ich laß
es mir nicht gefallen, er muß und muß uns Wohnrecht
geben!

Marie lehnte ſich an die Mauer und ſah ihn traurig an.
Sie war ſo bleich und blaß, die Tränen rollten herab, ſie faltete
die Hände ſtill vor ſich hin und ſagte leiſe und ſanft: Johann,

o hab' ich mir es nicht gedacht, nun wollte ich, es wär' bald zune Ach Gott, ich muß dir deine letzte Hoffnung auch noch
rauben. Unſer Herr gibt uns kein Obdach, du wirſt es ſcehen,
ex lacht über deine Bitte, und wenn er hört, daß ich deine
Braut bin, dann jagt er dich auch noch aus dem Dienſt.

was hab ich geſagt,

Tagung ves Reichskags, in der ſtillen Hoffnung, daß die Regie
rung den Beſchluß ſchon im Papierkorb unterbringen werde.
Darin hatten ſich die bürgerlichen Parteien nie getäuſcht, die
Enttäuſchung war vielmehr ſtets auf ſeiten der Veteranen
geweſen.

Volksproteſt in Berlin.
Die Sozialdemokratie GroßBerlins hatte für Dienstag

abend 33 Volksverſammlungen mit der Tagesord-
nung Fleiſchnot, Lebensmittelteuerung und Wie iſt Abhilfe
zu ſchaffen, einberufen. Gleichzeitig ſollte auch die Königs-
berger Kaiſerrede zum Gegenſtand der Erörterung gemaht
werden. Die Verſammlungen waren, wie ein Telegramm
meldet, überfüllt. Unter den Anweſenden befanden ſich auch
viele Frauen. Die Verſammlungen waren von der
Polizei überwacht, was man ſonſt in letzter Zeit ver-
mied. Wilhelms II. Reden brauchen Polizeiſchutz.

Zwei Reſolutionen gelangten zur Annahme. Jn der erſteren,
die ſich mit der Abſchaffung der Fleiſchnot beſchäftigt, prote-
ſtieren die Verſammlungen gegen die Wucher- und Raubpolitik
der Agrarier. Sie verlangen die Oeffnung der Grenzen,
die ſofortige Aufhebung der Vieh- und Getreide
zölle. Jn der zweiten Reſolution, die die Königsberger
Kaiſerrede zum Gegenſtand hat, wird die Einberufung
des Reichstags verlangt und auf das nachdrücklichſte gegen
die Fortdauer der unſinnigen Rüſtungen zu Waſſer, zu Lande
und zu Luft proteſtiert.

Giftiges Fleiſch für's Volk.
Da die Fleiſchpreiſe eine Höhe erreichen, die es den Arbeitern

ſchier unmöglich machen, gutes, geſundes Fleiſch zu
laufen, ſo müſſen ſie ſich mit minderwertigem begnügen,
das oft furchtbare Gefahren für Geſundheit und Leben in ſich
birgt.

Eine Schreckenskunde kommt aus dem Ruhrrevier. Jn
Sodingen bei Vochum und andern Vororten ſind infolge Ge-
nuſſes von minderwertigem Fleiſche 90 Perſonen erkrankt und
ein Kind bereits geſtorben. Obwohl die Urſache ſeit Freitag
feſtgeſtellt werden konnte, wurde dem Metzgermeiſter Schlüter,
der das Fleiſch verkaufte, erſt am Montag der Laden geſchloſſen
und das übrige Fleiſch beſchlagnahmt. Jn einer Familie ſind
die Eltern und neun Kinder erkrankt. Zwei aus Berlin zu
Beſuch weilende Frauen befinden ſich unter den Erkrankten.
Mehrere Perſonen ſchweben in Todesgefahr. Auf den
Zechen war Lohntag geweſen, weshalb Fleiſch gegeſſen wurde.
Der Metzgermeiſter bezog ausgelöſtes Fleiſch aus dem
Oſt en, welches oft unreif und geſundheitlich wenig einwand-
frei iſt. Die Familie des Metzgermeiſters ſelbſt iſt nicht er-
krankt, wohl aber das Dienſtmädchen und der Lehrling.
Es wird daraus geſchloſſen, daß Schlüter die Beſchaffenheit
des Fleiſches gekannt und ſich vor dem Genuß desſelben gehütet

hatte. Drei Aerzte und mehrere Diakoniſſinnen ſind am Orte
zur Pflege tätig.

Jntereſſant iſt zunächſt, daß das Fleiſch aus dem aggrariſchen
Oſten ſtammt. Daß ſolches Fleiſch überhaupt verkauft
werden konnte, hat ſeine Urſache in der herrſchenden Fleiſchnot,
die es ermöglicht, auch das ekelhafteſte Zeug zu hohen Preiſen
auf den Markt zu bringen.

Der „Fleiß und die Arbeit“ der Großagrarier.
Als Wilhelm II. in der vorigen Woche in Königsberg war,

meinte er zum Fürſten zu Dohna-Schlobitten, im Laufe Her
letzten neun Jahre hätte ſich die Landwirtſchaft der Provinz
gehoben, und er könne mit Freuden konſtatieren, daß es der
Provinz gelungen ſei, durch Fleiß und Arbeit dieſen
Wechſel für ſich zu nutzen. Man weiß, daß die höheren Brot-
und Fleiſchzölle dieſen Wechſel herbeigeführt haben, und in
dieſen Tagen werden wieder einige Beiſpiele bekannt, wie ſehr
in den letzten Jahren die Güterpreiſe geſtiegen ſind. So ging
ein Grundſtück bei der Stadt Raſtenburg mit 158 Morgen in
den Beſitz eines Königsberger Rentiers für 90 000 Mk. über.
Vor ſechs Jahren waren für das Grundſtück nur 57 000 Mk.
gezahlt worden. Das 300 Morgen große Grundſtück eines Be-
ſitzers in Engelſtein, Kreis Angerburg, ging für 103 000 Mk.
in den Beſitz eines anderen über. Jm vorigen Jahre hatte der
Verkäufer das Gut für 85 000 Mk. erworben. Und ein Be-
ſitzer im Kreiſe Schlochau hat ſeine 1200 Morgen umfaſſende

Beſißung mit ſämkkichem Jnvenkar für 245 000 Mk. verkauft.
Vor zwölf Jahren hatte er das Gut für 172 000 Mk. gekauft.
Keiner dieſer Verkäufer wird im Ernſt behaupten, daß dieſer
große Wertzuwachs ihrem Fleiß und ihrer Arbeit zu
verdanken wäre.

Deutſches Reich.
Todesmärſche. Von den Mannſchaften des 15. Jnfanterie

Regiments, das zurzeit in München untergebracht iſt, erkrantte
am Montag auf dem Rückwege von einer längeren Uebung eine,

größere Zahl von Soldaten infolge der Hitze. Ein
Einjährig-Freiwilliger, der anſcheinend noch geſund in die
Kaſerne zurückkehrte, iſt während der Nacht bereits ge
ſtorben; zwei Reſerviſten ſind ernſtlich erkrankt.

Nach weiteren Meldungen beläuft ſich die Zahl der Er-
krankten auf über hundert. Die Uebungen ſollen über das
gewohnte Maß ausgedehnt worden ſein.

Das Elend der Poſtboten. Die Oberpoſtdirektion Düſſel-
dorf hat angeordnet, daß jeder Poſtbote, der ſich verheiraten
will, dies vorher ſeiner vorgeſetzten Poſtbehörde zu melden hat,
die dann in eine Prüfung barüber eintreten wird, ob der Poſt-
bote in der Lage iſt, eine Familie ernähren zu können. Auf
den Gedanken, die Poſtboten ſo zu bezahlen, daß ſie auf alle
Fälle eine Familie unterhalten können, ſind die Poſtgewaltigen
offenbar noch nicht gekommen. Jedenfalls ſteht nun aber feſt,
daß die Poſtverwaltung ſelbſt die Bezahlung der Poſtboten für
unzureichend hält.

Es gibt noch Patrivten! Wilhelm II. reiſte nach Haltung
ſeiner Reden von Königsberg und Marienburg in der Nacht
nach Berlin. Eine Wirtſchafterin K. in Charlottenburg war
über die Reden ſo begeiſtert, daß ſie einen Blumenſtrauß als
Willkommensgruß in das Automobil werfen wollte. Sie traf
aber nicht und wurde W vom Fleckwegverhaftet! Vor-
läufig ließ man ſie wieder frei, da das Strafmandat über eine
Woche Haft erſt im Wege der Zuſtellung erfolgen wird.

Hoffentlich behält die Brave nach dieſen Erfahrungen ihren
heftigen Patriotismus bei.

Nationalliberaler Parteitag. Am 1. und 2. Oktober ſinv
die Nationalliberalen zu ihrem diesjährigen Vertretertage in
Kaſſel verſammelt. Abg. Baſſermann ſpricht über: „Die inner-
politiſche Entwicklung ſeit Verabſchiedung der Reichsfinangz-
reform.“ Ueber Wirtſchafts- und Sozialpolitik ſpricht Abg.
Fuhrmann, über Miettelſtandspolitik Abg. Dr. Schroeder.
Oeffentliche Vorträge halten die Abgg. Dr. Streſemann, Dr.
Hintzmann, Dr. Heinze und Dr. Lohmann.

Jch hatt' einen Kameraden Wieder einmal iſt die
beſtialiſche Roheit „alter Leute“, die den Rekruten die Hölle
heiß macht, an die Oeffentlichkeit gekommen. Der erſt am
6. Auguſt vom Kriegsgericht der 4. bayeriſchen Diviſion
wegen Körperverletzung zu 551 Monaten Gefängnis verurteilte
Ansbacher Ulan Hofmann, war am 27. d. M. wieder angeklagt.
Bei einer Felddienſtübung hatte er einem Rekruten mit der
Lanze ſo ins Geſicht geſchlagen, daß der Soldat
einen Schneidezahn verlor und eine Quetſchung erlitt. Der
„alte Mann“, der nur in Fahrläſſigkeit gehandelt haben wollte,
erhielt zuſammen 8 Monate Gefängnis.

England.
Die Jrländer und die Regierung.

Ueber die Stellung ſeiner Partei zu den konſervativ-liberalen
Friedensverhandlungen ſprach ſich John Redmond in einer
Verſammlung in Kilkenny mit größter Deutlichkeit aus. Er
ſagte, die Ausſichten der iriſchen Sache ſeien günſtiger als je
zuvor. Entweder ende die Konferenz der Führer mit der An-
erkennung der Oberhoheit des Unterhauſes; dann werde dieſes
ſofort Home Rule einführen. Oder die Verhandlungen zer-
ſchlügen ſich. Dann gäbe es eine Parlamentswahl mit einem
ſicheren Siege der Demokratie. Wenn geſagt werde, das Ende
werde die Aufrechterhaltung der Macht der Lords ſein, ſo ſei
das völliger Unſinn. „Ein Kompromiß, das dem Hauſe der
Lords das Recht ließe, Home Rule, die Entſtaatlichung der
Kirche von Wales und andere große Maßregeln trotz ihrer An-
nahme durch ſtarke Unterhausmehrheiten zu verwerfen, be-
deutete den ſofortigen völligen Zuſammenbruch der liberalen
Partei für ein Menſchenalter. Jn einem ſolchen Falle würde

Warum denn das? Was ſoll das heißen?
Fahr' doch nicht ſo auf! Du wirſt wohl wiſſen, daß er

auf mich immer einen Haß gehabt hat; er hatte 'was mit
meinem Vater, und das muß ich jetzt entgelten.

Ja, er iſt ein Hund, ein Menſchenſchinder. Wenn er mir
einmal in die Fäuſte fällt, werd ich ihm einmal 'was er-
zählen.

O nein, Johann, nur keinen Lärm!
Sie umfaßte ihn und ſchlug den Arm ſchmeichelnd um ſeinen
Nacken, ſtreichelte ihm das Haar und die Wangen: Johann nur
keinen Streit, die Hand der Herren reicht ſo weit. Wenn unſer
Herr einen verderben will, dann kann ihn auch unſer Herrgott
nicht retten. Für den iſt's ein Kinderſpiel, ein Menſchenherz
mit Füßen zu treten. Johann, ich bitt' dich, hüt' dich vor
unſerem Herrn!

Was kann er mir wollen?
Was er dir wollen kann? Johann, beſinn' dich doch und

red' nicht ſo!
Gar nichts kann er mir wollen, wenn ich meine Arbeit tu';

und macht er mir Verdrießlichkeiten, dann werf' ich ihm den
ganzen Krempel vor die Füße und vermiete mich anderswo.

Das kannſt du ja tun, ja das kannſt du, kannſt ſogar nach
Amerika gehen, und ſollte auch mein Herz darüber verbluten.
Dir ſteht die Welt ja offen, und ich und mein Kind, wir ſitzen
hier. Du ſchickſt uns hier und da einmal etwas Geld, bis es
dir einfällt, jetzt iſts genug. Glücklich wirſt du aber nie wer-
den, du wirſt nicht mehr ſo ruhig ſchlafen, wenn es dir einmal
träumt, daß ich und mein Kind hier unter einem Herrn dienen,
bei dem du es nicht aushalten konnteſt.

Das packte ihn, das traf ihn wie ein Wetterſtrahl vom
Scheitel bis zur Sohle.

Er hielt ſie feſt, ballte die Fauſt und ſtampfte mit dem Fuß
auf. Dann ſoll es mir nie gut gehen, wenn ich dich verlaß,
Marie, rief er. Wenn ich mich je von dir ſcheiden kann, dann
ſoll keine Sonne und kein Mond und kein Stern wieder über
mich ſcheinen! Wenn ich dich vergeß, dann will ich elend durch
die Welt ziehen, dann will ich ewig in der Hölle braten. Nein,
ich laß dich nicht, ich laß dich nicht, mag er mich quälen, mag
er mich ſchinden und mit Füßen treten; ich halte aus bei
unſerem Herrn.

Und ich will nie wieder klagen, Schimpf und Schande und
noch Schlimmeres will ich ruhig tragen, ich will dir ſein, was
du mir biſt, dein Herz, dein alles, dein ganzes Leben, ſo wahr
uns Gott im hohen Himmel hört.

Sie hielten ſich feſt umſchlungen und küßten ſich immer
wieder und wieder. Die Tränen floſſen dabei ihre Wangen
herah und das Herz war ihnen ſo voll und weit, als wie vor

ihren, als ſie ſich zuerſt Treue und Liebe geſchworen.
So ſtanden ſie lange. Die Sonne ſtrahlte ſo hell und klar

als ſollten nie wieder Wolken über die Erde ziehen. Der
Himmel lachte ſo blau und rein, als wären Falſchheit und
Schlechtigkeit für ewig verbannt von der Erde.

Die kleine Bachſtelze verließ ihre Jungen, flog dicht heran
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und nickte mit dem Köpfchen und wippte mit dem Schwänzchen
und hüpfte von Zweig zu Zweig und ſang ſo laut in die Welt
hinein, als wüßte ſie es ganz genau und könnte es beſchwören,
daß keines mehr dem andern ein Leid antun werde in der
Welt. Sie flog zurück ins Neſt und ſchrie ihren Jungen zu:
Piepſt und ſchreit nur luſtig hinaus, die da draußen ſtehen, die
tun euch nichts, die bauen ſich ſelbſt ein Neſt. Jch kenne das;
ich hätte um tauſend Taler keinem etwas Böſes getan, als ich
der Bräutigam eurer Mutter war. Jn jener ſchönen Frübh-
lingszeit, wenn Glück und Liebe durch das Herze ziehen, denkt
man nur an eigenes Leid und an eigene Freude. Jch kenne
das; ich weiß, was freien heißt.

Und auch im Herzen des armen Mädchens ſang es, und ver
ſtummt war Schande und Sünde. Die Liebe ſang ſo lieblich
das alte Lied von Hoffnung und Glück und Freud' und Selig-
keit, von anderen und bſſeren Zeiten, die ſie den Menſchen
herzen immer vorgegaukelt. Wenn der Himmel einmal freund-
lich lächelt, gleich ſagt die Hoffnung, es komme nie wieder eine
düſtere Nacht, es ziehe nie wieder ein dunkles Wetter am
Himmel herauf.

So ſang es auch im Herzen des armen Mädchens, und das
arme Mädchen glaubte es gern. Und als ſie noch ſo ſelig da-
ſtand, da ging die Sonne im Weſten hinab und kämpfte mit
den Schatten, die den Himmel umzogen.

Die Luft wird feucht und ſchwül, und Wetterwolken ziehen
herauf, die ſich ringsum düſter häufen und ſchnell und ſchwer
immer näher heraufziehen. Das arme Mädchen ſieht ſie nicht;
ſie ſieht nur nach dem Sonnenſtrahl, der ihr noch einmal, zum
letztenmal ins Auge lacht.

Ach, das Menſchenherz glaubt gar zu gern!
Komm, Johann, wir müſſen gehen.
Nein, Marie, ſetz' dich, komm', ſetz' dich zu mir ins Gras,

wie du es ſonſt getan.
Er zieht ſie haſtig zu ſich heran, ſie ſchiebt ihn zurück.
Laß das, Johann, die alten Zeiten ſind vorbei. Gott weiß,

ob ſie jemals wieder kommen.
Sie reißt ſich los.
Adieu, Johann; ich muß nach Hauſe zu meinem Vater.

gar rafft Hut und Stock zuſammen und faßt ſie bei der

Warte, Marie, ich geh' mit.
Nein, nein, Johann, geh' jetzt; es iſt gut, wenn ich jetzt

allein bin; komm lieber heute abend.
Jch komm'. Adieu
Da gehen ſie hin, er rechts, ſie links, und dann und wann

ſtehen ſie ſtill und ſehen ſich an und winken ſich, als wollten ſie
ſagen nun ſei alles gut, nun fehle ihnen nichts; ſie wollten
ſchon ihr Schickſal tragen gegen alle Welt.

Ach, armes Mädchen, armer Kerl, kennt ihr die Welt? Jhr
werdet euch wundern! Seht ihrs in der Ferne leuchten? Hört
ihrs dumpf herüberdonnern

(Fortſetzung folgt.)
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die iriſche Partei innerhalb eines Monats durſchlafloſe Oppoſition jede Regierung verjagen, die P er en

Verrats ſchuldig wäre. Und die liberale Partei ſelbſt würde
in 100 Stücke gerfallen.“ Vielleicht verſtehen die Staatsmänner
im liberalen Kabinett dieſe Sprache des klerikalen Demokraten.
Die Arbeiterpartei hat ſie an eine etwas mildere Ve-
handlung gewöhnt, ohne Dank dafür zu ernten.

Portugal.
Die Wahlen.

Liſſabon, 30. Auguſt. Die bis jetzt feſtſtehenden Wahl
reſultate ſcheinen im Grunde eine Niederlage der Regierung zu
bedeuten. Die Republikaner gewinnen zehn Abgeordnete allein
in Liſſabon insgeſamt dürften ſie 50 Mandate erhalten. Bis
jetzt ſteht feſt, daß der Oppoſitionsblock 69 Deputierte gewann.

Jm Oſtbezirk von Liſſabon erhielten die Republi-
kaner 4194 Stimmen, während die Regierungspartei 1657
und der konſervative Block nur 829 erhielten. Jm Weſtbezirk
von Liſſabon wurden 1674 republikaniſche Stimmen abgegeben,
die Regierung erhielt 928, der konſervative Block 416. Auch in

Cintra, wo viele Hofbeamte wohnen, fiel den Repu
blikanern die Majorität zu.

Der Streik in Bilbao
dehnt ſich immer weiter aus. Neuerdings haben ſich die Do
arbeiter und Fuhrleute mit den ausſtändigen Minen
a eeget F l a i J e x r ebenfalls die Arbeit
niedergelegt. e Arbeit auf den Kais iſt infolſtändig lahmgelegt. R tntolgedelken von

TCürkei.
Die türkiſchen Rüſtungen

und militäriſchen Vorbereitungen an der griechiſchen Grenze
werden, der Frkf. Ztg. zufolge, in aller Stille eifrig fortgeſetzt.
Sechzehn Batterien Schnellfeuergeſchütze, die angeblich zu
Uebungszwecken nach Karaferia geſchickt wurden, gehen gleich-
falls an die Grenze weiter. Der Kommandeur des dritten
Armeekorps hat das geſamte Offizierkorps benachrichtigt, daß
Urlaubsgeſuche unzuläſſig ſeien.

Montenegro.
Ein guter Anfang.

Das drei Fuß breite Valkanländchen ſchwelgt in dieſen Tagen
in Feſtesfreude, weil der Fürſt Nikolaus am 28. Auguſt, am
Tage ſeines 50jährigen Regierungsjubiläums, der Welt das
lächerliche Schauſpiel bot, ſich zum König „erheben“ zu laſſen.
Jn die „Jubelſtimmung“, die in Cettinje herrſchte, iſt nun
plötzlich ein ſchriller Mißklang gefahren. Zwei in Uesküb ver
haftete Montenegriner, Stevan Kosortszhewics und Stawro
Marximios, die dort ein Mordattentat auf den montenegriniſchen
politiſchen Flüchtling Major Nicolge Mitrovic verübten, haben
eingeſtanden, daß die montenegriniſche Regie-
rung ſie um 25000 Frank zum Morde gedungen
hat. (1) Solche Kleinigkeiten, die Wahrheit der ſchweren
Beſchuldigung vorausgeſetzt können natürlich der neuen
Würde Nikolaus I. als König nicht den geringſten Abbruch
tun.

Aus der Partei.
„Sozialdemokratiſcher“ Tanzunterricht.

Einem furchtbaren ſozialdemokratiſchen Komplott iſt die
Regierung von Schleswig auf die Spur gekommen. Jn der
Schleswig-Holſteiniſchen Landpoſt, dem Agitationsblatt der
ſchleswig-holſteiniſchen Genoſſen, iſt darüber folgendes zu leſen:
Das Auge der Regierung wacht. Sie iſt entſchloſſen, dem
ſozialdemokratiſchen Komplott in der energiſchſten Weiſe ent-
gegenzutreten, ja, wenn es ſein muß, auch die geſamte be-
waffnete Macht gegen rote Tanzlehrer mobil zu
machen. Wie ernſt es ihr damit iſt, das geht aus folgendem
Erlaß der Regierung in Schleswig hervor, den uns ein vater-
JIandsloſer Wind auf den Redaktionstiſch geweht hat:

22. Januar 1910.
J.-Nr. 116. Schleswig, 7. Januar 1910.

Zu den Berichten vom 29. 10. 06 6906 J und vom 23. 12. 07
3443 1a.

Unter Vezugnahme auf obige Berichte erſuchen wir er-
gebenſt um Aenßerung, ob und gegebenenfalls welche auf
Tatſachen geſtützten Gründe für die Annahme vorliegen, daß
die Sozialdemokratie nunmehr auf dem Wege
der Erteilung von Tanzunterricht Einfluß
auf die Schuljugend zu gewinnen ſucht.
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„Möge es mit Hilfe der Götter unſerer weiſen Regierung
gelingen, das neue, unſagbar entſetzliche Tanzkomplott der
„Elenden“ zu unterdrücken. Das iſt der heißeſte Wunſch aller
ſtaatserhaltenden Elemente

Liebesdienſte für den Hängezaren.
Der blutige Nikolaus, Rußlands gekrönter Henker, beſudelt

gegenwärtig durch ſeine Anweſenheit in Friedberg deutſchen
Boden. Nachdem der Jammermenſch, verfolgt von den ge-
ſpenſtigen Schatten der Zehntauſende, die mit ſeinem Willen
hingemordet wurden, alle Schrecken einer Eiſenbahnfahrt hinter
ſich hatte, hat er endlich auf Schloß Friedberg, beſchützt und be-
hütet von ruſſiſchen und boruſſiſchen Leibwächtern, unifor-
mierten und geheimen Poliziſten, Polizeihunden und dem
ganzen ſtaatlichen Sicherheitsapparat, Station gemacht. Jn
Friedberg wimmelt es von ruſſiſchen Geheimpoliziſten und
Spitzeln, die dort ſchalten und walten, als wenn ſie in Ruß-
land wären. Ein geradezu widerwärtiges und abſtoßendes
Schauſpiel bietet aber die Art und Weiſe dar, mit der die
deutſchen Behörden um „Väterchens“ Wohl und Wehe beſorgt
ſind und vor ihm liebedienern. Faſt noch beſchämender aber
iſt die Tatſache, daß ſolche Demütigungen, denen dabei das
deutſche Volk ausgeſetzt iſt, im 20. Jahrhundert noch möglich
ſind! Daß die unvermeidlichen Kriegervereine die Staffage
ſtellten und den Blutzaren mit Hurra begrüßten, iſt bei dem
Charakter dieſer Vereinsgebilde etwas ganz Selbſtverſtänd-
liches. Nicht unwahrſcheinlich klingt auch die hübſche Meldung
der Frankf. Kleinen Preſſe, daß „die ſpalierbildenden
Feuerwehr- und Kriegervereine, ſowie das Militär mit ab-
gewandtem Geſicht Aufſtellung nehmen mußten'!
Natürlich war die Begrüßung des ruſſiſchen Deſpoten „eine
ſtürmiſche und das Publikum brachte ihm „begeiſterte
Ovationen“ dar, wie bürgerliche Berichterſtatter gehört haben
wollen. Warum auch nicht an neugierigen Gaffern und
Hurraſchreiern fehlt es ja bei keiner Gelegenheit. Daß dem
gekrönten Kaninchen ſonſt kein Schaden widerſahren konnte,
dafür hatte man ängſtlich geſorgt. Das Spalier der Gaffer
war von Militär eingezäunt, die mit Gewehren und doppelten
Patronentaſchen ausgerüſtet waren. Zwiſchen den Abſtänden
patrouillierten je zwei Gendarmen mit Gewehren. Die
boruſſiſch-ruſſiſche Polizei war ſieberhaft tätig. Ein be-
trunkener junger Mann, der in einer Wirtſchaft „Drohungen“
gegen den Zaren ausgeſtoßen haben ſoll, wurde ſofort feſtge-
nommen.

Am Montag abend wurde in Bad Nauheim ein Ruſſe,
Mandelberg, verhaftet, weil er im Verdacht ſtehe, Anarchiſt
zu ſein. Angeblich ſoll ſich Mandelberg nicht haben ausweiſen
können, weshalb man ihn der politiſchen Polizei überwies.

Deutſchland iſt alſo während der Anweſenheit des Zaren
nun vollends zu einer ruſſiſchen Provinz geworden, in der ſich
dem Wohl und dem Schutze des gekrönten Henkers alles andere
unterzuordnen hat. So wird aus Friedbecg gemeldet, daß
dieſes Vorgehen für dortige Geſchäftsleute auch mehrfach
wirtſchaftliche Nachteile im Gefolge hat, die nicht ge-
rade „frendige Gefühle“ aufkommen laſſen. Die Geſchäft s-
reiſenden, die vor Beginn der Winterſaiſon die Haupk-
beſucher der hieſigen Hotels waren, ſind ausgeblieben,
weil ſie nicht einer ſtändigen Beobachtung und Unter-
ſuchung ihrer Koffer ausgeſetzt ſein wollen. Auch in
Bad Nauheim dürfte der Beſuch nicht ſo groß ſein, wie im
letzten Jahre, da viele ruſſiſche Familien fernbleiben, um nicht
das Gefühl zu haben, unter Beobachtung zu ſtehen.

Man kann ſich demnach einen ungefähren Begriff von der
„Begeiſterung“ machen, die nach bürgerlichen Meldungen unter
der Bevölkerung von Friedberg herrſchen ſoll. Die Liebe-
dienerei und Schweifwedelei vor dem Henker von Gottes
Gnaden werden aber für immer gleich einer unauslöſchlichen
Schmach auf Deutſchland ruhen und es in der Achtung der
übrigen Welt nur noch weiter herabſetzen.

Zum Reichstags -Wahlfonäs.
Rasberg. Extratour beim Kränzchen des Männergeſangvereins

2.15 Mark. K. VZangenberg. Abendunterhaltung der freien Turner im Kaſino
3.87 Mark.

Kretzſchau. Weil der Humoriſt es konnte von St. 0.85, Extra-
tour vom Arbeiter-Turnverein Kretzſchau in Mansdorf 4.35, auf
Sammelliſte Nr. 891 5.05, Nr. 822 4.95 Mark.

QuittungFür Parteizwecke: 50 PfgKretzſchau.

Rllerlei.
Die Anklage gegen die Polizeiaſſiſtentin.

Auf die von der Stuttgarter Stadtverwaltung gegenüber
Preſſevertretern und in geheimer Sitzung gegenüber den Stadt-
verordneten über die frühere Polizejaſſiſtentin Henriette
Arendt erhobenen Anſchuldigungen erläßt dieſe eine öffent-
liche Erklärung, in der ſie unter Berufung auf das Zeugnis
höherer Stuttgarter Gemeindebeamten und die in dem Diſzi-
plinarverfahren gegen ſie geführten Akten dieſe Anſchuldi-
gingen als unwahr nachweiſt. Die Erklärung ſchließt mit den
Worten:

„Der Gang der Unterſuchung, für die charakteriſtiſch iſt, daß
von Herrn Dr. Albert eine Vernehmung der von mir beantrag-
ten Entlaſtungszeugen abgelehnt wurde, verechtigt
zu der Annahme, daß die Unterſuchung ein ſeitig und par-
teiiſch geführt wurde, zu dem Zweck, mich aus dem Amt
hinauszudrängen, da man nicht wagte, meine von der Oefſent-
lichkeit anerkannte, von der Stadiverwaltung jedoch al s
laſtig empfundene Tätigkeit als Grund der Kündigung
offen bekennen zu müſſen. Daß der Stadtverwaltung nicht nur
meine Tätigkeit, ſondern auch das Amt einer Polizeraſſiſtentin
als ſolches läſtig geworden iſt, geht auch daraus hervor, daß
ſie ſeit über Jahresfriſt eine Polizeiaſſiſtentin nicht mehr an
geſtellt hat.“

„Chriſtlich im Wandel, ehrlich im Handel“.
Dieſer Spruch, der im Bureau des vor Jahren verkrachten

Bankſchwindlers Terlinden in Oberhauſen zu leſen war
iſt auch der „Leitſatz“ ſeines neueſten Nachfahren, des Direk-

tors Oh m von der Niederdeutſchen Bank in Dortmund ge-
weſen. Ohm triefte förmlich von Frömmigkeit. Aber wenn
er morgens im Betſaale ſeiner Villa Hausandächten
abhielt, ſo fuhr er ſchon mittags mit einigen Getreuen nach
Monaco, um dort die Gelder der gutgläubigen Leute zu ver-
jubeln, die der glatten Außenſeite des Mannes getraut hatten.
Natürlich war dieſer ein prominentes Mitglied der erſten Ge-
ſellſchaftskreiſe am Ort. Dieſe Kreiſe zeichnen ſich bekanntlich
überall dadurch aus, daß ſie der Tummelplatz von Muckern und
Schleichern ſind. Die Kölniſche Zeitung berichtet inzwiſchen
ſchon wieder von einem neuen Fall, wo zahlreiche gutmütige
Leute das Opfer eines geriſſenen „Frommen“ geworden ſind:
Jn Gohfeld bei Oeynhauſen erregt ein ſinanzieller Zuſammen-
bruch großes Aufſehen. Ueber das Vermögen des Ziegelei-
beſitzers und Baunnternehmers H. Raſche iſt der Konkurs er-
öfſnet worden, und dabei hat ſich herausgeſtellt, daß 3- bis
400 000 Mark Forderungen nur etwa 115 Prozent Aktiven
gegenüherſtehen. Raſche hat ſchon ſeit Jahren eine umfang-
reiche Wechſelreiterei betrieben die Wechſelſchulden betragen
allein über 80 000 Mark. Eine ganze Anzahl kleiner Leute
verlieren ihre ganze Habe. Raſche hatte ſich durch ſeinen
äußerlich frommen Lebenswandel das blinde
Vertrauen ſeiner Mitbürger erworben. Dasging ſo weit, da man ihm fertig unterſchriebene Blankowechſel

ab, die er im Bedarfsfalle einfach mit beliebigen Zahlen aus-
üllte. Man ſieht wieder: mit der Maske der Frömmigkeit

laſſen ſich die Dummen immer noch erfolgreich einfangen.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei-
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerkſchftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, für Lokales, Pro-
bin zielles und Verſammlungsberichte Otto Niebuhr, ſämt-
lich in Halle.

Verehrliche

Salem Aleikum-Raucher!
Durch Verbilligung der Verpackung, sowie durch
beiderseitige Obernahme der Rohtabakmehr-
kosten durch Fabrikant und Händler wird die

Salem Aleikum-Cigarette
in der alten

berühmten Oualität
zu folgenden Preisen weitergeliefert:

Nr. s 4 5 5* 2 10 t
3/2 4 5 6 8 70 Pfg. d. St.
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Geschäfts-
eher traqung

r Teste
Direktor u. Besitzer: Paul Bläthgen,

heute Mittwooh 5 Sehluss-Kämpfe 51
Roaul le Roan, Frankreich, gegen Koch, Weltweister.
Mamutovw, Kosak gegen Mourtzux, AMarokko.

Lobmejer, Steiermark, Herrmann, Berus.
itsohke, Tagen v Sabatier Frankreich.
J Meurtzuk, arerke. (l0bmeieſ, Steiermart.

Kierauf Proisverteilung!
Preise 1800. 1200. 900. 700. 400.

Beginn der Kämpfe 9.,15 Uhr.

Kurze Zeit kurze Zeit!Nwren, üönnernrtan, 4. 1. Septender 1910, 0 üh äbent:

Grosse Gafa-Premiere.
Paul Lineke persönſich am Dirigentenpulſt,

EIIalIoh!
Die grosse Revue!

Von Julius Freund. Mueik von Paul Linke.
in Scene gesetzt von Direktor Fritz Steickf.

Rauptdarstaller: Elso Hers, Grete Grafenborst, Klara Witten-
J berg, PFlora Fraoke, Dir. Fritz Steidl, Eugen Schulenberg,Hugo Wieser, Kurt Reising etc.

Corps de Baliette 30 Damen
s grosse Balletts J.

1. Hollänclischer Baby- Tanz
2. Luxus-Ballett.
3. Grosses Finale „Silberss!

Eine noch nie gezeigte, überwültigende Praeht cn
Kostümen, Ausstellung und Licht- Effekten

Die gesamten neu angefertigten Kostüme aus dem Atoelier
„Theaterkunst“, G. w. b. H. Berlin.

Die ueuen Dekorationen sind aus dem Atelier Georg
J HUartwig Co., königtiche Hokflieferanten, Charlottenburg.

I. Bild: Es liegt was in der Luft.
II. Bild

III. Bild
IV. Bild
V. Bild

im Rosengarten.
Ein Schönheitsabend.,
im Bouillonkeller.
Auf der Rennbahn.

VI. Bild Das Fest des Weltfriedens.
Tageskasse von 9 Uhr bis 6 Uhr abends im Zigarrengeschäft

Arno h der v dem Walhalla- Theater.
Preise in Plätze oge 2.30. I. Rang nuweriert 1. 75,.S ſ. Rang unnum. A. 1.20, Sperrsitz C 1.40,

Parkett 0.85. II. Rang 0.40.
I Si i che Brg3 in i ich der W Bill ttstguerGermania- Theater kegsn

132.
r Heute, Mittwoch. neues Programm.

W Alle Vorzugskarten gültig. m

Soriuldem. Verein, Wählitz.
Sonntag den 4. September e 3 Uhr

im Lokale des Herrn Schurz

Mitglieder Gersammilung
Tages1. Bericht vom Kreistage.

2. Diskuſſion über die vom Reichsverband verteilten Flug-
blätter in unſerem Bezirk, und Verſchiedenes.

Es iſt Pflicht aller Mitglieder zu erſcheinen. Beide Volksblatt

Austrä Der Vorstand.Lande t Sddnaderdin

Zahlstelle Weissenfels.
Dounerstag, den 1. Septemb., abends S Uhr

im „Volkshaus“ (Wintergarten)

Branchen-Versammlung:
der Zuschneicder,

Vollzähliges und pünktliches Erſcheinen iſt Pflicht. Mitglieds-
buch legitimient.

ordnung

le ſein

Die Ortsverwaltung.
Z.

Alvert Rodej an. Gr. Klaus ſr. 22.

Blusen, Röcke und
Kinderkleider,

welche in grossen Mengen vorhanden sind,

werden heute und folgende Tage

zu aussörgewödnlteh billigen Proisen e

verkauft. e S
s am Leipziger Turm.

Mitglied des Rabatt-Spar-Vereins.

Soziald. Gerein, hohenmölsen
Sonntag den 4. September, nachm. 3 Uhr,

im „Gaſthof zur grünen Aue“

Versammlung.
Tagesordnung:

1. Berichterſtattung vom Kreistag. 2. Verſchiedenes.
Zahlreiches Erſcheinen aller Genoſſen u. Genoſſinnen

erwartet Der Vorſtand.Kewerkschafts- Kartell, zeitz.Freitag den 2. September abends 8/2 Uhr Je Feustel,
Leipzigerſtraße

VersammI um
Tagesordnung wird in der Verſammlung bekannt gegeben.

Der Vorstand

a chhaTentralverband der taschlnisten und Heſzer
sowie berufsgen. Deutschl., Dahlet. Tuuchd u. Vme.

Sonntag den 4. September nachmittags 2 Vnr
im Gasthof des ferrn Emil Dose in Taucha:

Aeffenf] Naochiwitenr u BeirerVerammlung.

Tagesordunng: 1. Die Lohn- und Arbeits bedingungen des
Maschinen und Kesselpersonals und wie verbessern Wir die-
selben? Referent Kollege Pickardt- Berlin. 2. Diskussion.
Zohlreichem Ersebeinen Sieht entgegen Her Vorstand.

090999000000000000000
Zur „Sedan-Feier!“
denc oder Sedan.

Roman von Adam Beyerlein.
Preis 2.00 Mk., gebunden 3.00 Mk. (740 S. ſtark.)

Volksbuchhandlung,
Halle a. S., Harz 42/43.

940900
Lumpen, c Anſichts Poſtkarten .myfientMeta e, Gummi kauſt

Volksbuchhandl., Harz 42/43.

v dZu beziehen durch die

Rpollo chealer.
Direktion Gustav Poller.

Shwgerwuter ab

Geſügolseheren
Tranchieren v. Wild u. Geflügelc. F. Ritter,

Leipzigerstrasse 90.
nnnnn——=DIAAue Zeitz

Zur Kartoffelernte liefert
die kräftigſten

Hand und Leiterwagen
ab Fabrik frei Haus, zu nur an-
ſtändigen Preiſen
Hugo Wästemwmann,

Ause, Floſßzgrabenſtraße 6.
Komme zwecks Beſtellung ins Haus.

Rerſeburg.

Art ad bunt

Gau 17. 6. Bezlirk.Sonntag d. 4. Sept. vormittags 10 Uhrin der „Kaiſer Wilhelmshalle zu Rerseburg:

Oeffentliche jene ten
Thema: Bericht vom Bundestage.

Alle Vereine ſowie ſämtliche Sportsgenoſſen werden hiermit

freundlichſt eingeladen. A.

du u
Direktion: Gustav Poller.

Gaſtſpiel des „Berliner
Schauspiel-Ensembles“.

Heu zum lekrten hat

Prinz 1. Bettlerin

Romant. Militärſchauſpiel in
4 Akten von W. Howard.

„Shlantat

Paul Sauer, Bezirksleiter

Vereinigter Turnverein, Theissen.
(Mitglied des Arbeiter Turner Bundes.

Sonntag den 4. September 1910

Ball m u s i A.Abends 9 Uhr: Aufführung eines Fackel Reigen
ſowie Muster Riegen Turnen.

Hierzu ladet Freunde und Gönner höflichſt ein
Der Vorstand

„gierhalie“, Sis leben.
Morgen, Donnerstag, abends 8 Uhr:

s Großes Garten-Freikonzert m
der geſamten Kapelle des Direktors 8öhnert- Mansfeld.

Bei ungünſtiger Witterung im Saale.
Es ladet freundlichſt ein

Geiststrasse 22.
Jn Berndorffs billigem Verkauf kommen

nun die Winterwaren zu enorm billigen Preiſen
zum Verkauf. W Wollene und halbw. Kleiderſtoffe,
Zuavenjacken, Jagdweſten, Kapotten.

Die Schneiderſtube iſt noch in Betrieb.
Angefertigt werden

Kleider wie bekannt billig.

Petri.

Morgenröcke,

Auch unter den neuen Steuerverhältnissen liefern wir nach
wie vor anständige W Zigarren und Zigaretten,

Paul Max Drietchen,Wörwmlitrerstr. 109, en gros, en detail. Hersehurgerstr. 9

Empfehle für Donnerstaga. Kernigen Schmeer en
à Pfund 75 Pfennig.

Paul Bauermann, wanhlat20.
Telephon 1225.

wumnlnnnndeeeeeo eFür die Jnſerate verantwortlich: Rob. Jlgner. Druck der Halleſch. Genoſſenſch Buchdruck. (E, G. n m. b. H. Verleger vorm. Aug. Groß, jetzt A. Jähnig. Sämtl. i. Halle a. S.

Carl öchmit.
Vowirdim Geptemberammeiſten gelsht?

92 Z. 7

539

S 22 27
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1. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 204

S

P rotest
1. Ahſoluftismusn und Demolrntfie.
2. Lehenuamiftelwucher und Fleiſchnot.

Referenten Reichstags Abgeordneter Adolt Albrecht und Redakteur Paul Henpvig- Halle.

Es iſt unbedingte Pflicht aller Genoſſen und Genoſſinnen, nicht nur ſelbſt zur Stelle zu ſein,
ſondern auch für Maſſenbeſuch der Verſammlungen zu agitieren.

J. A.: Karl Reiwand, Harz 4243.
S Personen unter 18 Jahren haben keinen 2zutritt.

C

Porsenen unter 18 Jahren haben keinen Zutritt. W

e

Die Internationale.
8. Internationaler ſoxzialiſtiſcher Kongreß.

Telegraphiſcher Bericht.)
(Vachdruck verboten.)

O. B. Kopenhagen, den 30. Auguſt 1910.

Internationales soxzialistisches Bureau.
Einſtimmig angenommen wird eine Reſolution Keir Haar

die England und JaurssFrankreich, welche die Zurück-
gabe des von Frankreich an England ausgelieferten indiſchen
Revolutionärs Sawerkar an Frankreich fordert. Der größte
Teil der Sitzung wurde von dem tſchechiſchen Streit in
Anſpruch genommen, doch wurde die Beſchlußfaſſung auf Mitt-
woch vertagt.

Die amerikaniſche Frage.
de Leon (ſozialiſtiſche Arbeiterpartei Amerikas): Die ſo

zialiſtiſche Arbeiterpartei hat auf Grund der Stuttgarter Reſo-
lution eine Einigung herbeiführen wollen, aber die ſo-
zialiſtiſche Partei hat das abgelehnt; ſie hat uns geant-
wortet, daß ſie nur individuell mit jedem einzelnen von uns
verhandeln könne. Wenn man der amerikaniſchen Arbeiter-
partei die Stimmen im Bureau nähme, ſtraft man die ſozia-
liſtiſche Vorhut Amerikas, die im Einklang mit den Beſchlüſſen
der Jnternationale arbeitet. Der Statusquo muß aufrecht er
halten werden.

Hillquith Amerika (ſozialiſtiſche Partei): Es muß end
lich eine definitive Regelung getroffen werden. Das Bureau
muß beiden Seiten nach ihrer Stärke gerecht werden. Die
ſozialiſtiſche Arbeiterpartei möchte die ſozialiſtiſche Partei zu
einer Art Unterſektion herabdrücken. Dabei exiſtiert die ſo-
zialiſtiſche Arbeiterpartei in Wirklichkeit gar nicht mehr, abge
ſehen von dem Genoſſen de Leon. Wir haben lange Zeit ge-
braucht, bis die Arbeiter Amerikas den bitteren Beigeſchmack
der ſozialiſtiſchen Arbeiterpartei vergeſſen haben. Die ſozia-
liſtiſche Arbeiterpartei hat ſeit neun Jahren keine Berichte
mehr veröffentlicht, während unſere Partei allmonatlich eine
Statiſtik veröffentlicht. Die ſozialiſtiſche Arbeiterpartei hat
nur 2 Prozent unſerer Mitgliederzahl. Das Bureau hat nicht
das moraliſche Recht, dieſer Scheinpartei einen Kreditbrief aus
zuſtellen, auf Grund deſſen ſie ihre die ſozialiſtiſche Bewegung
Amerikas ſchädigende Tätigkeit fortſetzen kann.

Roſa Luxemburg Polen: Wenn wir den Statusquo
für die Amerikaner brechen, können wir ihn auch für andere
Länder nicht beſtehen laſſen. Wir können auch nicht nur nach
den bei den Wahlen abgegebenen Stimmen urteilen, ſo haben
z. B. die ruſſiſchen Sozialrevolutionäre, die in der zweiten
Duma 40 Mitglieder hatten, in der dritten Duma gar keinen
Vertreter. Darum können wir ihnen doch nicht die Vertretung
im Jnternationalen Bureau nehmen. Jch bin für Aufrecht-
erhaltung des Statusquo. Nach weiterer Debatte wird der
Vorſchlag, den Statusquo beſtehenden Zuſtand) aufrecht zu er
halten, abgelehnt und der Vorſchlag angenommen, der ſozia
liſtiſchen Arbeiterpartei nur eine Stimme auf dem Kongreß zu
geben.

Die engliſche Vertretung im Bureau.
Vandervelde gibt eine Eingabe der Mitglieder der eng-

liſchen ſozialdemokratiſchen Partei (S. D. P.) bekannt, in der
ſie gegen ihre Ausſchließung aus dem Bureau proteſtieren. Es
ſei nötig und ſelbſtverſtändlich, daß die S. D. P. einen Ver-
treter habe. Jn der engliſchen Sektion mußten drei ſelb-
ſtändige Unterſektionen anerkannt werden. Die L. P. (Arbeiter-
partei), die J. L. P. (Unabhängige Arbeiterpartei) und die S.
D. P.Mir Hardie: Jn England beſtehen wirklich drei voll
ſtändig getrennte ſelbſtändige Organiſationen: Die S. D. P.
und die J. L. P. als ſozialiſtiſche Parteien und die L. P. als
eine Zuſammenfaſſung von Partei und Gewerkſchaften.
(Quelch ruft: Nicht ſozialiſtiſchen Gewerkſchaftenl) Die
Gewerkſchaften und die J. L. P. haben ſich auf Grund der
Stuttgarter Beſchlüſſe geeinigt: die S. D. P. aber iſt ihre
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eigenen Wege gegangen. Sie darf ſich alſo nicht über Zurück-
ſetzung beklagen. Hardie beantragt Zurückverweiſung an die
engliſche Sektion. Der internationale Sekretär Huysmann er-
klärt, die Frage der engliſchen Vertretung ſei nun ſchon zum
dritten Male beraten worden. Endgültig ſei in Stuttgart be-
ſchl ſſen worden, daß England drei Vertreter habe. Auch Huys-
mann ſpricht ſich für die Zurückverweiſung an die engliſche Sek-
tion aus, die alsdann einſtimmig beſchloſſen wird.

Deutsche Delegation.
Die deutſche Delegatton hielt am Dienstag ihre zweite

Sitzung ab. Kommiſſionsbeſchlüſſe, zu denen Stellung genom-
men werden könnte, liegen noch nicht vor. Richard Fiſcher
fragt an, ob ſich in der Genoſſenſchaftsfrage Meinungsverſchie-
denheiten zwiſchen den deutſchen Delegierten herausgeſtellt
haben. v. EIm Solche Differenzen ſind vorhanden und wer
den ſich nicht von heute auf morgen beſeitigen laſſen. Die Be
ſchlüſſe der Kongreſſe ſind immer Kompromißbeſchlüſſe und
auch in dieſer Frage wird es wohl zu einem ſolchen Kompromiß
kommen. Wurm: Meine Anſchauungen zur Genoſſenſchafts-
frage ſind durchaus andere als die Elms, wir werden uns aber
doch wohl auf eine gemeinſame Reſolution einigen. Die Dele-
gation ſieht darauf von einer weiteren Beſprechung ab.

Legien macht Mitteilung über den öſterreichiſchen Gewerk-
ſchaftsftreit. Jn völliger Uebereinſtimmung mit den deutſch
öſterreichiſchen Genoſſen (Lebh. Zuſtimmung) halten wir für
notwendig, daß der Kongreß die Einheit der Gewerkſchafts-Be
wegung ausdrücklich für notwendig erklärt. Wir hoffen, daß
eine Scheidung verhindert wird.

Ebert--Berlin: Der Streit beſchäftigt leider auch das
Jnternationale Buregu. Die Tſchechen haben acht Mandate
von Vertretern der zentralen Gewerkſchaftsorganiſation für
ungültig erklärt und wollen nur die Mandate der zentralen
öſterreichiſchen Gewerkſchaften anerkennen, die für ihre tſchechi-
ſchen Mitglieder Beiträge an die neue Gewerkſchaftszentrale in
Prag zahlen. Die ausgeſchloſſenen Genoſſen ſind Mitglieder
der böhmiſchen Partei- Organiſation. Vorläufig wird folgen-
der Ausweg gewählt werden: Die acht Ausgeſchloſſenen bilden
die böhmiſche ſozialdemokratiſche Sektion, die ihre Vertretung
auf dem Kongreß und in die Kommiſſion über die Gewerk-
ſchaftsfrage entſenden. Sie ſollen zwei Stimmen im Kongreß
und eine Stimme im Jnternationalen Bureau erhalten. Das
Bureau iſt ſich darin einig, daß die acht Genoſſen abſolut zuge-
laſſen werden müſſen. Die nächſte Sitzung findet morgen,
9 Uhr, ſtatt. Heute abend findet eine Sitzung der Vertretung
der Zentralverbände ſtatt, die Stellung zu der Frage der Be
teiligung an der internationalen Hygiene- Ausſtellung in Dres-
den nehmen ſoll.

Abrüstungs-Kommissſon.
Da die Subkommiſſion am Dienstag vormittag mit ihren

Arbeiten nicht fertig wurde, tritt die Vollkommiſſion erſt Mitt-
woch vormittag wieder zuſammen. Die Subkommiſſion ver-
ſtändigte ſich nur über die Grundzüge der vorzulegenden Reſo-
lution. Dem Vorſchlag Morgari-Jtalien, daß man in der
Reſolution nicht allzu viel ſagen und vorläufig alle Kräfte auf
Reduktion der Heere durch internationale Abkommen zunächſt
auf die Hälfte konzentrieren ſolle, traten Renner-Oeſter-
reich und andere entgegen, die hervorhoben, daß bei einem
ſolchen Verfahren die Friedenspropaganda in unerträglicher
Weiſe eingeengt werden würde. Durch Mehrheitsbeſchluß
wurde feſtgeſtellt, daß die auszuarbeitenden Reſolutionen als
Einleitung die Feſtſtellung enthalten, daß die Arbeiter aller
Länder keine Zwiſtigkeiten haben, die zum Kriege führen könn-
ten, und daß die Rüſtungsausgaben zur Vermehrung der in-
direkten Steuern führen, den Ausbau der Sozialreform ver-
hindern und die Staaten zum finanziellen Bankrott treiben.
Die Reſolution ſoll dann weiter folgende poſitiven Maßnahmen
vorſchlagen:

Aufklärung über Militarismus und Kriegsgefahr, varlamen-
tariſche Anträge auf Niederſetzung von internationalen
Schiedsgerichten, auf Abrüſtung zu Land, Waſſer und Luft,

auf Abſchaffung des Seebeuterechts, Veröffentlichung aller Ge-
heimverträge, Garantie des Beſtandes der Stagaten, ſowie Au-
gaben über die Aktion bei drohender Kriegsgefahr.

Dr. Renner- Oeſterreich wird mit der redaktionellen For-
mulierung dieſer morgen der Vollkommiſſion vorzulegenden
Reſolution beauftragt.

Kommiſſion für Genoſſenschaftswesen.
Die Kommiſſion wählte den Genoſſen Anſeele zum Vor-

ſitzenden und v. El m zum Schriftführer. Bertrand (Bel-
gien) begründete die von der belgiſchen Sektion vorgelegte
Reſolution. Die belgiſche ſozialdemokratiſche Partei habe
Gewerkſchaften und Genoſſenſchaften gegründet und dadurch
große Fortſchritte gemacht. Sie erkennen die Verſchieden-
artigkeit der Verhältniſſe mit anderen Staaten an, verſtehen
beſonders die Entwicklung in Deutſchland, wo die Genoſſen-
ſchaften durch das Geſetz verhindert ſind, ſich der Partei anzu
ſchließen. Aber die Velgier glauben, daß für alle Staaten
ihr Vorgehen erſtrebenswert ſei und daß ihr Beiſpiel
deshalb durch Annahme ihrer Reſolution gefördert werden
ſollte.

V. Elm führte aus: Wir Deutſchen halten das belgiſche
Vorgehen für uns nicht für nachahmenswert. Jn Deutſch-
land ſind die drei Bewegungen Partei, Gewerkſchaft und Ge-
noſſenſchaft getrennt. Bei dem Verſuch, Partei und Genoſſen-
ſchaften zu verbinden, würde die Partei zweifellos in eine Ab-
hängigkeit von der Genoſſenſchaft geraten, was ſicher nicht im
Jntereſſe der Partei gelegen wäre. Es würde aufhören, daß
jeder Arbeiter ſich verpflichtet fühlt, für alle drei Bewegungen
finanzielle und ideelle Opfer zu bringen. Die Arbeiter müſſen
erzogen werden, daß ſie die politiſche Partei nach jeder Richtung
zu unterſtützen haben, um dieſelbe unabhängig und ſtark zu er-
halten. Die Genoſſenſchaften haben ein Jntereſſe daran alle
Konſumenten ohne politiſche, wirtſchaftliche und religiöſe Unter-
ſchiede in ſich zu vereinigen, und ihrer Größe ihre Leiſtungs-
fähigkeit zu ſteigern. Wir ſind allerdings der Meinung, daß
die Genoſſenſchaften ſoweit wie möglich für die
Arbeiterbewegung dienſtbar gemacht werden müſſen und wenn
die Arbeiter das wollen, können ſie das auch. Jn Hamburg
s. B. tut die „Produktion“ für die Arbeiterbewegung und für
die Arbeiter mindeſtens ſoviel, wie die Genoſſenſchaften in
anderen Staaten. Sie zahlt keine Rückvergütung, ſondern
ſchreibt die Erträgniſſe dem Mitgliede gut und verpflichtet ihn,
einen Notfonds zu bilden im Mindeſtbetrag von 100 Mk. Das
hilft dem Arbeiter in allen ſchwierigen Situationen, wie beim
letzten Bauarbeiteraufſtand die Auszahlung hoher Summen an
die Ausgeſperrten bewies. Die Hamburger Genoſſenſchaft geht
weiter, ſie baut Arbeiterwohnungen und darin Verſammlungs
lokale für die Arbeiter. Sie gibt weiter Mittel für Arbeiter
bildungszwecke an die Gewerkſchaft. Wir wollen gewiß die
belgiſchen Verdienſte keineswegs herabſetzen, aber der Kongreß
ſollte für die einzelnen Länder in Detailfragen keine bindende
Beſchlüſſe faſſen. Es gilt, die Richtlinien für das gemeinſam
zu erſtrebende Ziel zu ſchaffen, es gilt die Möglichkeit zu geben,
daß wir getrennt marſchieren, aber gemeinſam ſchlagen
können.

Karpeles-Oeſterreich: Obwohl wir das belgiſche Beiſpiel
nicht nach Oeſterreich übertragen können, ſtehen wir nicht
an, die Verdienſte der Belgier in hohem Grade anzuerkennen.
Wir haben auf dem Kongreß dafür zu ſorgen, daß in erſter
Linie die Arbeiter aufgefordert werden, in die Konſumvereine
zu gehen, nicht ihres perſönlichen Vorteils, ſondern der großen
Sache ihrer Beſtrebungen wegen. Vorher können wir nicht
unſeren Konſumvereinen Vorſchriften machen, die ſich das auch
gar nicht gefallen laſſen würden. Es iſt unmöglich, nach der
deutſchen Hannoverſchen Reſolution zu verlangen, daß die Ge
noſſenſchaften ein Teil der Parteibewegung ſein ſollen. Wir
müſſen zuerſt dafür ſorgen, daß die Sozialiſten in den Konſum-
vereinen ihren Beſtrebungen Eingang verſchaffen. Dann wer
den wir auf einem ſpäteren Kongreß auch weitergehen können.

Hlieſe- Frankreich iſt mit Elm einverſtanden. In Frank
reich war die Genoſſenſchaft von der Partei gegründet, daher
iſt die Entwicklung in Frankreich eine andere wie in Belgien
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ſchen Separatismus aufs ſchärfſte verurteilen.
ſchaftliche Organiſation kann und darf nicht national gegliedert

Man ſollte deshalb ſeitens des Kongreſſes für alle Staaten
außer Belgien die ferneren Wege freigeben. Die Genoſſen-
ſchaft arbeitet an ſich im Sinne des Sozialismus.

Anſeele-Belgien: Es ſei nicht richtig, daß die Belgier die
Autonomie der Genoſſenſchaften beſchränken wollen. Jn Bel-
gien ſind die Genoſſenſchaften autonom. Es muß Klarheit ge-
ſchaffen werden über die Frage: was iſt Neutralität? Jn
Streiks, wirtſchaftlichen und politiſchen Kämpfen müſſen die
Genoſſenſchaften für die Arbeiter Partei ergreifen, das heißt
die Reutralität aufgeben. Der Kongreß hat das Recht, auch den
Genoſſenſchaften die zu gchenden Wege zu zeigen. Die Ge-
noſſenſchaft iſt nicht an ſich Sozialismus, ſie iſt in finan-
zieller, induſtrieller und kommerzieller Beziehung nichts als
kopitaliſtiſche Einrichtung. Wir müſſen deshalb zum Ausdruck
bringen, daß die Beziehungen mit den Genoſſenſchaften und
Partei, wenn auch nicht organiſatoriſche, ſo doch mindeſtens
intime ſein müſſen. Das zu formulieren ſei eine Frage der
Redaktion und man werde einer Kommiſſion die Ausarbeitung
eines Vorſchlags zu übertragen haben.

Spargo-Amerika: Jn Amerika war die Genoſſenſchafts
frage lange eine Frage der Theorie. Das hat ſich ſeit dem
Stuttgarter internationalen Kongreß geändert. Aber es iſt in
Amerika noch keine große Konſumgenoſſenſchaft fortgekommen.
Es gelang bis jetzt nur, Vereine gleich ſprechender Einwanderer,
Neger uſw. zu halten. Für Amerika ſollte eine organiſche Ver
bindung zwiſchen Partei und Genoſſenſchaften nicht vorge-
ſchrieben werden, ſondern eine Kombination der belgiſchen und
franzöſiſchen Reſolution erſtrebt werden.

0

Jn der Fortſehung der Debatte am Dienstag legte d. El m
den Standpunkt der deutſchen Vertretung klar: Wir ſind nicht
um der Geſetze willen, ſondern aus Grundſatz neutral. Mit
der franzöſiſchen Reſolution können wir im allgemeinen ein-
verſtanden ſein, obwohl die Faſſung nicht ganz glücklich iſt.
Wir müſſen hier ausſprechen, was uns eint, die Faſſung muß
aber vorſichtig ſein, um zu vermeiden, was in einzelnen Län-
dern Schwierigkeiten bereiten könnte. Es iſt nicht notwendig
feſtzuſtellen, was die Genoſſenſchaften nicht leiſten können. Wir
fordern in Deutſchland kein ſozialiſtiſches Glaubensbekenntnis
für die Zulaſſung von Konſumvereinen aber es iſt unnötig,
Grenzpfähle aufzuſtellen. Unſere Partei iſt finanziell unab-
hängig von Gewerkſchaften und Genoſſenſchaften. Der belgiſche
Weg mag in Belgien erfolgreich geweſen ſein; er iſt aber nicht
Kberall dankbar und hat z. B. in Holland zu Mißerfolgen ge-
führt. Neutralität bedeutet nicht Gegnerſchaft gegen den
Sozialismus. Der Kampf gegen die Fleiſchvertenerung uſw.
zwingt die Geneſſenſchaften auch bei uns zur Politik. Die eng-
liſchen Genoſſenſchaften ſind auch keineswegs ſo enthaltſam in
der Politik, ſie beſchäftigen ſich z. V. viel mit der Bodenent
eignungsfrage. Wenn Anſeele ſagt, der Konſumverein, der
Millionen habe, und ſie nicht für einen Streik hergebe, begehe
Berrat, ſo hat der Parteimann ſo geſprochen nicht der Ge
noſſenſchaftler. Die Kaſſen der Genoſſenſchaften müſſen ihrem
eigenen Zwecke dienen. Auch die Partei gibt nicht für
alle Zwecke Geld her. Partei, Gewerkſchaft und Genoſſenſchaft
ſind nicht Selbſtzweck. Jhr gemeinſames Ziel iſt der Sozialis-
imus. Wir ſind einheitlich im Geiſte und im Streben, aber
jede Organiſation geht ſelbſtverſtändig für ſich auf ihrem Wege
dem Sozialismus entgegen. (Stürmiſcher Beifall.)

Jm Namen der vier deutſchen Vertreter legt v. Elm eine Reſo-
Alution im Sinne ſeiner Ausführungen vor. Die genoſſenſchaft-
liche Konſumentenorganiſation und die ihr angegliederte Pro-
'duktivgenoſſenſchaft iſt als Mittel zur Demokratiſierung und
Sozialiſierung der Geſellſchaft zu erachten. Die Ueberſchüſſe
ſind zur Anſammlung eigener Mittel für die Eigenproduktion

und zur Bildung von Not und Unterſtützungsfonds für die
Mitglieder zu verwenden. Jn bezug auf Lohn und Arbeits-

bedingungen und Hygiene müſſen die genoſſenſchaftlichen Unter-
nehmungen vorbildlich ſein. Jn dieſem Sinne empfiehlt der
internationale Kongreß den politiſch und gewerkſchaftlich
orgniſierten Genoſſen Unterſtützung der genoſſen-

ſchaftlichen Konſumentenorganiſationen durch
Beitritt und Warenbezug und Bekämpfung der Zerſplitterung
der Konſumentenorganiſation nach religiöſer, nationaler und
politiſcher Richtung.

Die Belgier und Dr. Karpeles- Oeſterreich wenden ſich
gegen den deutſchen Neutral:tätsſtandpunkt, der unter einigen
Einſchränkungen auch von Wurm vertreten wird. Eine Sub-
kommiſſion ſoll eine Kompromißreſolution ausarbeiten.

Gewerkſchafts- Kommiſſion.
Die Debatte über den tſchechiſchen Streit wird unter

Vorſitz von Branting fortgeſetzt. Wir geben hier nur
wieder, was Genoſſe Le gien- Deutſchland ſagte. Er führte
aus: Nach unſerer Meinung haben die tſchechiſchen Genoſſen
durch ihren Separatismus gegen Geiſt und Buchſtaben der
internationalen Beſchlüſſe verſtoßen. (Lebh. Zuſtimmung.)
Soukup ſprach begeiſtert vom internationalen Zuſammenwirken
aller Nationen, und dabei können ſie nicht mit den Arbeitern
im eigenen Lande Frieden halten. Nicht erſt in Stuttgart, ſon-
dern ſchon 1896 in London iſt ganz bedingungslos und allge-
mein die gewerkſchaftliche Einigkeit angeordnet worden. Die
Londoner Reſolution verbietet lokale Organiſationen, ſie for-

dert Zentralverbände und deren internationalen Zuſammen-
ſchluß Auf Grund dieſer Reſolution müſſen wir den tſchechi-

Die gewerk-

ſein, wenn wir nicht allen Ländern die gewerkſchaftlichen Orga-
niſationen zerſplittern wollen. Sollen wir auch in
Deutſchland polniſche, franzöſiſche, vielleicht auch holländiſche
Gewerkſchaften haben? (Zurufe: Jn der Schweiz! 33 ver-
ſchiedene nationale Gewerkſchaften in Amerikal!) Jch ſpreche
von Deutſchland, einem Einheitsſtaat. Nicht einmal bei
uns könnte das nationale Gewerkſchaftsprinzip ohne den
ſchwerſten Schaden durchgeführt werden. Die tſchechiſchen Ge-
noſſen haben ſich durch ihr Verhalten ſelbſt aus der gewerk-
ſchaftlichen Jnternationale ausgeſchloſſen. Die gewerkſchaftliche
Jnternationale beruht auf dem Grundſatz, daß, wo Geſetz-
gebung und Verwaltung gleich ſind, auch alle Arbeiter ohne
Rückſicht auf Nationalität und Sprache ſich in einer Organiſa-
tion zu vereinigen haben. Zu unſeren deutſchen Gewerkſchaften
z. B. gehören viele Jtaliener. Wir ſtimmen der Reſolution
der Reichskommiſſion zu, würden aber auch einer viel ſchärfe-
ren Reſolution unſere Zuſtimmung geben. Der nächſte Kon-
greß wird ſich mit der Frage zu befaſſen haben, ob die tſchechi-
ſchen Separatiſten noch in die Jnternationale gehören. (Lebh.

wiederholter Beifall.)
Auch ſämtliche übrigen Redner wenden ſich gegen die tſchechi-

ſchen Separatiſten. Die Entſcheidung ſoll Mittwoch gefällt
werden, nachdem noch ein tſchechiſcher Genoſſe das Schlußwort
erhalten hat.

Eduard Graf,

Kommiſſion für die Arbeitsloſenfrage und die
Arbeiterſchutzgeletzgebung.

Die Verhandlungen leitet der däniſche Abgeordnete Olſen.
Nach längerer Geſchäftsordnungsdebatte wird beſchloſſen, über
die Arbeitsloſenfrage beſonders zu beraten. Die
Debatte hierüber eröffnet

MWolkenbuhr-Deutſchland: Wir in Deutſchland haben
bereits zwei Arbeitsloſenzählungen erlebt, eine im Juli vei
der Berufszählung und eine m Dezember anläßlich der Volks
z ählung 1895. Dabei ergab ſich, daß im Sommer die Zahl der
Arbeitsloſen 200000 betrug, während im Winter 500 000 ge
zählt wurden. Durchſchnittrich haben wir in Deutſchland alſo
etwa 300 000 Arbeirsloſe. 1895 war ein Kriſenjahr. Da trat
alſo die Arbeitskoſigkteit beſonders empfindlich hervor. Da-
mals habe ich einmal Berechnungen angeſtellt, ob wohl in
Deutſchland eine Arbeitsloſenverſicherung möglich wäre. Jch
bin zu dem Entſchluß gekommen, daß, wenn wir jedem unſerer
Arbeitsloſen täglich 2 Mk. bezahlen würden, wir im Jahre etwa
280 Millionen Mark aufzubringen hätten. Das iſt zwar eine
große Summe, aber da unſere Arbeiterverſicherung 600 Mill.
jährlich erfordert, iſt die Summe auch aufzubringen. Die Laſt
müßte eben entſprechend geteilt werden: Staat und Unter-
nehmer ſind heranzuziehen. Dann werden ſich die Unter-
nehmer auch hüten, in Zeiten der Hochkonjunktur Ueberſtunden
und Sonntagsarbeiten zu häufen und ſie werden die über-
ſchüſſige Arbeit beſſer auf die magere Zeit verteilen. Das
Reich kann auf geſetzlichem Wege, durch Einſchränkung der Er
laubnis zu Ueberſtunden uſw., für die Arbeitszeitverkürzung
wirken. Seine eigenen Arbeiten wird das Reich dann mehr
in der mageren Zeit vornehmen laſſen. So lange aber Staat
und Unternehmer Vorteile von der Arbeitsloſigkeit haben, wer
den ſie keinen Finger für ihre Beſeitigung rühren.

In der letzten Kriſe war etwa der dreißigſte Teil der Ar
beiter arbeitslos. Dieſe Laſt kann getragen werden. Der Anfang mit einer geſetzlichen Urbeitsleſer Fürſorge iſt im Kali-

geſetz gemacht. Die arbeitslos werdenden Arbeiter ſtillgelegter
Werke müſſen auf die Dauer eines halben Jahres unterſtützt
werden. Ueber Einzelheiten gehen die Meinungen auseinander,
damit kann ſich aber auch der internationale Kongreß nicht be
ſaſſen. Ohne das unbedingte Recht auf Arbeit verkünden zu
wollen, halten wir an dem guten Kern dieſer Forderung feſt:
wenn der Arbeitsmarkt eine Kriſe und Arbeitsloſigkeit meldet,
müſſen öffentliche Arbeiten in Angriff genommen
werden.

TrochetBelgien: Jn erſter Linie ſind die Gewerk
ſchaften an der Löſung des Problems der Arbeitsloſen-Für
ſorge intereſſiert. Sie können aber nicht allein das Problem
bewältigen. Die öffentliche Gewalt muß hier ein
ſpringen. Dabei muß natürlich die Freiheit der Gewerkſchaften
erhalten bleiben. Wir können weder der franzöſiſchen, noch
der deutſchen Reſolution rückhaltlos zuſtimmen.

Braun-Oeſterreich: Das Problem der Arbeitsloſigkeit iſt
von größter Vedeutung für die Gewerkſchaften. Unbedingt
müſſen die Unternehmer, und zwar ſowohl als Perſonen
wie als Glieder des Wirtſchaftskörpers, zu den Koſten der
Arbeitsloſigkeit herangezogen werden. Es empfiehlt ſich eine
progreſſive Staffelung in der Form, daß die Unternehmer mit
den niedrigſten Beiträgen herangezogen werden, die ihre Ar-
beiter regelmäßig beſchäftigen, die Unternehmer des
Saiſongewerbes mit übermäßiger Arbeitszeit mit den höchſten
Beiträgen. Dadurch wird auf eine gleichmäßigere Verteilung
der Arbeit über das ganze Jahr hingewirkt werden. Daneben
wird freilich die Arbeitsloſen-Fürſorge noch immer ein be-
deutendes Tätigkeitsobjekt der Gewerkſchaften bilden.
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50Kommission für die Resolutionen.
Einſtimmig und debattelos angenommen wird eine arme-

niſche Reſolution, in der die ſozialiſtiſchen Parteien in Europa
dringend aufgefordert werden, alle in ihrer Macht ſtehenden
Mittel anzuwenden. um dem reagktionären Treiben des Zaris-
mus ein Ende zu machen, der ſyſtematiſch und mit allen heim-
lichen und offenen Mitteln, mit Waffengewalt und Wühlerei,
durch Geſandte und Agenten, in Perſien und in der Türkei
alle reaktionären Bewegungen unterſtützt. Nach längerer
Debatte angenommen wurde eine Reſolution, die die Partei-
genoſſen in der Türkei, ſpeziell in Saloniki auffordert, zu
nächſt unter Lurückſtellung der eigentlich ſozialiſtiſchen Forde
rungen auf Sicherung der elementaren bürgerlichen
Freiheiten und auf Demokratiſierung des türkiſchen Ge-
meinweſens zu dringen. Einſtimmig und debattelos an-
genommen wurde eine Sympathieerklärung zugunſten der
unterdrückten Sozialdemokratie in Japan, deſſen reaktionäre
Regierung dem Genoſſen Katayama durch Paßverweigerung
die Teilnahme am internationalen Kongreß unmöglich gemacht
hat. Ebenfalls einſtimmige Annahme fand eine Reſolution
gegen die Greuel der oligarchiſchen Ausnahmegeſetzgebung in
Argentinien.

n

Die vorherige Verhandlung drehte ſich ausſchließlich um die
franzöſiſche Einheitsreſolution Paul Louis, die
den Amſterdamer Beſchluß gegen innere Parteiſpaltungen in
Erinnerung bringt, alle noch geſpaltenen nationalen Sektionen
zur Einigung auffordern und das Jnternationale Bureau be
auftragt, im Dienſte des Einigungswerkes zu wirken. Nach-
dem verſchiedene Amendements zurückgezogen worden ſind, wird
die Reſolution Louis unter lebhaftem Beifall einſtimmig
angenommen.

Aus der Jugendbewegung.
Die internationale Jugendbewegung.

Anſchließend an den internationalen ſozialiſtiſchen Kongreß
wird in Kopenhagen die zweite internationale Jugendkonferenz
tagen. Aus dieſem Anlaß hat das Jnternationale Bureau der
ſozialiſtiſchen Jugendorganiſationen durch Dr. Danneberg
einen Bericht herausgeben laſſen, der über die Entwicklung der
Jugendbewegung aller Länder in den letzten drei Jahren in
formiert. Am eingehendſten werden die deutſche und die
öſterreichiſche Jugendbewegung beſprochen. Flugblätter, Statu
ten, Programmreſolutionen aus den verſchiedenen Ländern
informieren über den Charakter der proletariſchen Jugend-
bewegung aller Nationen. Wer ſich für die neueſte Entwicklung
der internationalen Arbeiterbewegung intereſſiert, wird dieſen
Bericht, der auch gewiſſermaßen eine Ergänzung zu dem
vom Jnternationalen Bureau in Brüſſel herausgegebenen Be
richt über die ſozialiſtiſchen Parteien bildet, leſen müſſen. Der
Preis der 414 Bogen ſtarken Broſchüre beträgt 40 Pf. Bei
Mehrabnahme tritt eine entſprechende Rabattierung ein. Be
ſtellungen ſind ausſchließlich an die Wiener Volksbuchhandlung,
Wien VI, Gumpendorferſtraße 18, zu richten.
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Ein Kampfjahr
der Partei in Halle und Saalkreis.
Wie alljährlich ſo auch in dieſem Jahre iſt der Jahresbericht

des Sozialdemokratiſchen Vereins für Halle und den Saal-
kreis in Broſchürenform erſchienen. Den Mitgliedern iſt ſomit
Gelegenheit gegeben, alle Ereigniſſe eines harten Kampfes-
jahres noch einmal Revue paſſieren zu laſſen. Der breiteren
Oeffentlichkeit, namentlich auch den Gewerkſchaftsgenoſſen möge
dieſer Auszug Kenntnis vom Wirken der Sozialdemokratie in
Halle und Saalkreis verſchaffen.

Nehmen wir die organiſatoriſche Tätigkeit des Vereins vor
weg, die ihren Ausdruck zunächſt in der Mitgliederbe-
wegung findet. Bei Beginn des Geſchäftsjahres hatten wir
5157 Mitglieder (darunter 543 weibliche) und am Schluß des-
ſelben 5123 männliche und 590 weibliche, insgeſamt 5713; alſo
ein Mehr von 556. Dieſes Reſultat kann uns jedoch
nicht zufrieden ſtellen, wenn auch nicht verkannt werden ſoll,
daß die immer noch in verſchiedenen Berufen beſtehende Wirt
ſchaftskriſe als ein ſehr ſtarker Hemmſchuh ſich erwieſen hat.
Hatten wir doch im Berichtsjahr 1375 Neuanmeldungen; ein
ſehr großer Teil der Mitglieder war durch Arbeitsloſigkeit ge
zwungen abzureiſen, ſo daß wir nur die oben angegebenen
Zahlen erreichen konnten. Es müßten ſich aber, infolge der ſich
abſpielenden Vorgänge im politiſchen Leben, die Maſſen der
Arbeiter inſofern mehr betätigen, als ſie ſich auch als Mit
glieder der politiſchen Partei einreihen. Jnfolge Hinaus-
ſchiebung der Reichstagsnachwahl, ſowie der gleichzeitig ſtatt
gefundenen Stadtverordnetenwahlen und der dann Anfangs
Januar einſetzenden Wahlrechtsdemonſtrationen, welche mit
vielen Arbeitern verbunden waren, konnte ſeitens des Vor
ſtandes an eine planmäßige Gewinnung neuer Mitglieder nicht
gedacht werden. Jedoch nicht nur der Vorſtand, ſondern auch
alle Mitglieder des Vereins müſſen hierbei mit Hand ans Wer
legen und ihr Teil dazu beitragen, immer mehr Mitglieder zu
werben. Vor allem müſſen die bereits gewerkſchaftlich Organi-
ſierten veranlaßt werden, der politiſchen Partei beizutreten.
Die umſtehende Statiſtik zeigt, wie unendlich viel es hier noch
zu tun gibt. Das Prozentverhältnis der Mitgliederzahl zu
den abgegebenen Stimmen bei der Reichstagsnachwahl beträgt
nur 22 Prozent. Die Zahl der gewerkſchaftlich Organiſierten
in Halle betrug am Schluſſe des Jahres 1909 13 583. Die Zah!
der politiſch Organiſierten macht davon 42 Prozent aus. Wenn
wir die nicht gewerkſchaftlich Organiſierten unter ihnen berück-
ſichtigen, ſinkt das Verhältnis noch. Es bietet ſich unz alſo
noch ein ganz gewaltiges Organiſationsfeld.

Der Kaſſenbericht weiſt eine Geſamteinnahme von
nicht weniger als 47 816,17 Mk. und eine Ausgabe von 86 221,40
Mark aus. Der bare Kaſſenbeſtand beträgt 4594,77 Mk. Gegen
das Vorjahr ſind die Einnahme- und Ausgabepoſten um über
20 000 Mk. geſtiegen. Schon darin ſpiegelt ſich die außerordent
lich geſteigerte Tätigkeit in dieſem Jahr wieder. Die Reichs
tagswahl erforderte 7968,90 Mk. Koſten, die Stadtverord
netenwahl 3005,65 Mk. An die Parteihauptkaſſe gingen 8504,76
Mark. Auch der Wahlrechtskampf erforderte große Geld-
ſummen.

Die bevorſtehenden großen Kämpfe werden noch größere
finanzielle Opfer erfordern, welche bei den bisher zu Gebote
ſtehenden Einnahmequellen nicht zu leiſten ſind. Daher ſieht
ſich der Vorſtand veranlaßt, der Generalverſammlung den An-
trag zu unterbreiten, auch in unſerm Wahlkreiſe

den 10-Pf.-Wochenbeitrag
einzuführen. Wir geben uns der Hoffnung hin, daß unſere
Mitglieder dieſes kleine Opfer im Jntereſſe für ihren eigenen
Emanzipationskampf bereitwillig bringen werden, um ſo mehr.
als z. B. der ganze Magdeburger Bezirk, das Königreich Sachſen
uſw. dieſen Beitrag bereits eingeführt haben. Bereits bei der
letzten Beitragserhöhung, welche am 8. September 1907 be-
ſchloſſen iſt, wurde von den Befürwortern eines höheren Bei-
trags darauf hingewieſen, daß wir uns nach den Erfahrungen,
welche wir bei der letzten Reichstagswahl gemacht haben, ganz
anders einrichten müſſen, wenn wir bei der Kampfesweiſe
unſerer Gegner, die über ganz andere Geldmittel verfügen,
aktionsfähig bleiben wollen. Unſer Agitation wird dann auch
immer mehr Geld koſten. Die Nachwahl und ſonſtige Wahlen
beſtätigen, daß die Gegner finanzielle Mittel genügend zur Ver
fügung haben (ſiehe Reichsverband und Hanſabund), haben ſie
doch bei der Nachwahl das Dreifache deſſen aufgewendet, was
wir ausgaben! Wir können auch nicht immer auf die Zu
ſchüſſe aus Parteiunternehmungen, welche ja im verfloſſenen
Jahre ganz bedeutende waren, rechnen, ſondern müſſen ver-
ſuchen, die Ausgaben mit den Einnahmen in Einklang zu
bringen. Es wird ſich alſo nötig machen, den 10 Pfg.-Wochen
beitrag für die männlichen Mitglieder einzuführen. Die Ge
noſſen, welche meinen, daß ein erheblicher Teil von Mitgliedern
dann verſchwinden würde, verweiſen wir auf die Wahlkreiſe,
deren wirtſchaftliche Verhältniſſe noch traurigere ſind als
unſere und die auch ſchon den 10 Pfg.-Wochenbeitrag eingeführt
haben. Haben doch auch bereits einzelne Kreiſe unſeres Bezirks
die Notwendigkeit der Wochenbeiträge anerkannt und durchge-
führt, auch dort ſind die vorherigen Befürchtungen nicht einge-
treten Jm Gegenteil. Es hat ſich gezeigt, daß bei
dem Wochenbeitrag viel geordnetere Kaſſen
verhältniſſe eingetreten ſind, weil es insbe-
ſondere nicht mehr ſo viele Reſtanten gibt wie
vorher, die oft 3, 4, 5 und noch mehr Monate mit
ihren Beiträgen reſtieren und dann uns ganz
verloren gehen. Genoſſen, nochmals: Prüfet und ent-
ſcheidet.

Das Verſammlungs und Beſprechungsweſen
war naturgemäß ein ſehr lebhaftes. Mitgliederverſammlungen
konnten nicht regelmäßig abgehalten werden. Die Zahl der
öffentlichen Verſammlungen iſt dagegen eine ganz bedeutende.
Der Vorſtand hielt 19 engere Sitzungen ab, außerdem 23 ge
meinſchaftliche Sitzungen mit den Geſamtfunktionären.
Jn der Lokalfrage iſt diesmal etwas günſtiger zu be

richten, als im Vorjahre. Namentlich in den Landortſchaften
haben die Genoſſen einen zähen Kampf zu führen, der aber auch
Erfolge aufzuweiſen hat. So haben die Genoſſen von Niet
leben das Lokal Gaſthaus zur Sonne, das uns allerdings
ſchon früher zur Verfügung ſtand, von neuem erkämpft und
werden dasſelbe, da ſie den Wert erkannt, auch zu erhalten
wiſſen. Jn Könnern, wo gleichfalls ein jahrelanger Kampf
zur Erringung eines Lokals ſtattfand, ſteht uns jetzt das Lokal
Bürgergarten zur Verfügung. Jn Mukrena gelang es den
Genoſſen der umliegenden Ortſchaften, das Lokal Fährhof zu
erringen. Jn Seeben ſteht jetzt der Arbeiterſchaft der dortige
Gaſthof gleichfalls zur Verfügung. Alle dieſe Wirtſchaften
haben ſchöne große Säle, die uns in der ganzen Agitation von
großem Nutzen ſein werden.
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In anderen Ortſchaften dagegen führen die Genoſſen ſchon
jahrelang einen Kampf, ohne bis jetzt zu einem greifbaren Er-
folg gekommen zu ſein. Dieſes betrifft die Diſtrikte Am men
dorf und Umgegend, Böllberg-Wörmlittz, Brudk-
dorf und Umgegend, Dölau,
gegend und Löbnitz bei Teicha. Der Kampf wird haupi-
ſächlich dadurch erſchwert, daß die Ausflügler von Halle, die
uns zum größeren Teil fremd gegenüberſtehen, dieſe Lokale
unterſtützen. Unſeren Genoſſen wird dringend geraten; die
Lokallaſte, die alle vier Wochen im Volksblatt erſcheint, zu be
achten und die Lokale, mit deren Jnhabern die Genoſſen der
betreffenden Ortſchaften ſich im Lokalkampfe befinden, ſtreng
zu meiden.

Jn Halle ſtehen uns jetzt auch das Konzerthaus, Karlſtraße,
ſowie das Burgtheater, Goſenſtraße, wieder zur Verfügung.
Jm Süden, wo uns kein größeres Lokal zur Verfügung ſteht,
macht ſich dieſer Mangel recht unangenehm fühlbar. Wieder-
holte Verſuche, das Glauchaiſche Schützenhaus zu erhalten, ſind
bis heute ohne Erfolg geblieben. Auch für Halle gilt es, nur
die Lokale zu beſuchen, die uns zu ernſten Veranſtaltungen zur
Verfügung ſtehen.

zu bedeutenden Differenzen kam es anläßlich der Frage
der Bierpreiserhöhung. Jnfolge der neuen Steuererhöhung auf
Bier glaubten die Brauerei-Jntereſſenten nicht nur dieſe neue
Steuer, ſondern auch noch einen Extraprofit herausſchlagen zu
können. Nachdem ſich bereits eine Mitgliederverſammlung mit
dieſer Angelegenheit befaßt hatte, beſchloß eine, am 25. Auguſt
im Volkspark tagende und von zirka 8000 Perſonen beſuchte
Verſammlung den Bohykott über ſämtliche Brauereien. Dort
wurde auf Vorſchlag der Geſamtfunktionäre der Partei und
Gewerkſchaften der Beſchluß gefaßt, ſich des Biergenuſſes ſo
lange zu enthalten, bis die Brauereien die ihnen gehörigen
Säle uns zu allen Verſammlungen zur Verfügung ſtellen, ſo
wie den Preisaufſchlag auf Bier wieder zurückgezogen haben
würden. Es fanden in der Folge wiederholt Verhandlungen
der beiderſeitigen Kommiſſionen ſtatt, welche zu dem Reſultat
führten, daß die Brauereibeſitzer die im Anfang geforderte Er
höhung von 5 Mk. pro Tonne fallen ließen und ſich mit rund
3 Mk. zufrieden gaben. Die Brauereiarbeiter, welche infolge
des verminderten Abſatzes entlaſſen waren, ſollten wieder ein-
geſtellt werden. Leider zeigte es ſich auch hier, daß die Verhält-
niſſe uns hinderten, mit der ſo berechtigten Forderung in bezug
auf Freigabe ſämtlicher Säle durchzudringen. Wohl verſprachen
uns die Brauereibeſitzer, ſich zu bemühen, um uns alle Säle
freizumachen; durch Unterſchrift ſollten wir ſofort in Halle fünf
Säle erhalten, doch iſt dieſes bis auf das Konzerthaus, Karl-
ſtraße, und das Trothaer Schlößchen (welches uns inzwiſchen
wieder entzogen iſt) unterblieben. Eine gleichfalls ſehr ſtark
beſuchte Verſammlung verwarf darauf mit Majorität dieſe
beiderſeitigen Abmachungen. Da jedoch ein beſſeres Reſultat
nach Lage der Verhältniſſe nicht erzielt werden konnte, gab man
ſich ſchließlich ſpäter notgedrungen damit zufrieden.

Bei den Gemeinderatswahlen errangen wir in
17 Orten Erfolge, während wir in 5 Orten unterlagen. Es
ſind im Saalkreiſe jetzt folgende Vertretungen vorhanden:

Reideburg und Um-

Orte Vertreter insgeſamt 1. Klaſſ e2 Klaſſe. Klaſſe

Ammendorf 4 4Beeſen 3 3Beeſedau 2 2Bruckdorf 2 2Döllnitz 1 1Dölau 1 1Gutenberg 1 1Jnwenden 1 1Sochaun 1 1Lettin 4 1 3Nietleben 1 1Oſendorf 3 3Osmünde. 1 1Radewell 3 S 3Seeben 2 2Schiepzig e 1 S 1Wörmlitz 2 2 2Zſcherben. 1 1Zwintſchöna 1 135 eDie Stadtverordnetenwahlen brachten nur in
einem Orte, nämlich Löbejün, vollen Erfolg. Hier eroberten
wir drei Mandate. Jn Halle war es emſigſter Arbeit
der tätigen Genoſſen auch diesmal noch nicht möglich, den Un
geheuerlichkeiten des Halleſchen Gemeindewahlrechts zu be-
gegnen. Abermals hat das erbärmlichſte aller Wahlſyſteme
ſeinen Triumph gefeiert; abermals ſind wir in der dritten Ab-
teilung, welche nur für uns in Betracht kommt, unterlegen.
Wir erhielten bei der Hauptwahl in der Altſtadt 5056 Stim-
men; die Gegner, welche zwei Liſten aufgeſtellt, erhielten zu-
ſammen 6153 Stimmen. Bei der Stichwahl vermochten wir
5715 Stimmen zu zählen, die Gegner aber 6655. Bei der Wahl
1907 erhielten wir 4467 Stimmen, die Gegner 6118. Ein Sieg
unſererſeits wäre nicht ausgeſchloſſen geweſen, wenn nicht die
Behörde mit eingeſprungen wäre. Nicht genug, daß man
Tauſenden abhängiger Wähler mit der öffentlichen Abſtim-
mung jede Möglichkeit, ihrer Ueberzeugung Ausdruck zu geben,
raubte, den „Armen“ und „Ungebildeten“ ließ man noch ganz
beſonders fühlen, daß ſie minderen Rechtes ſind. Die Beſtim-
mungen über den Verluſt des Wahlrechts, infolge öffentlicher
Unterſtützung, ſind mit drakoniſcher Strenge angewendet wor-
den, was nach den Kriſenjahren, die noch längſt nicht über-
wunden waren, von ganz beſonderer nachteiliger Bedeutung
für die Arbeiterſchaft war. Hunderte ſind hierdurch entrechiet
worden. Aber weiter kommt noch in Betracht, daß Giebichen-
ſtein uſw., welches bereits ſeit Jahren Halle einverleibt iſt, noch
allein für ſich wählt. Wäre dieſes nicht der Fall, ſo wären, da
wir dort 1685 und die Gegner nur 563 Stimmen erhielten,
unſere Kandidaten mit 6741 gegen 6716 Stimmen gewählt wor-
den. So konnten wir nur unſern Beſitzſtand halten. Auch in
Könnern und Wettin unterlagen wir.

Von der Reichstagswahl entrollt der Bericht ein an
ſchauliches Bild. Am 12. Oktober wurde der Wahltermin feſt
geſetzt und ſchon am 14. Oktober konnten wir mit einer präch-
tigen Verſammlung, in der Genoſſe Kunert referierte, die
Wahlkampagne eröffnen. Jnsgeſamt haben während der Nach-
wahl 51 öffentliche Verſammlungen ſtattgefunden, viele davon
trotz der rauhen Jahreszeit unter freiem Himmel, da die Saal-
abtreibung wieder in Blüte ſtand. Die Geſamtauflage der ver-
breiteten Flugblätter betrug 307 000. Außerdem iſt das Volks-
blatt täglich in bedeutend erhöhter Auflage verbreitet worden.
Das Agitationsſyſtem, welches wir am Wahltage anwandten,
hat ſich nach dem Urteil der vielen Hunderke mitwirkender Ge-
noſſen und Genoſſinnen trefflich bewährt. Das ausgezeichnete
Wahlreſultat iſt allgemein bekannt. Genoſſe Kunert hatte
25 843 Stimmen, der Gegner 21878.

Während der Wahlrechtsbewegung fanden 22 Volks
Verſammlungen ſtatt, deren ungeheurer Beſuch noch in aller
Gedächtnis ſtehen dürfte. Noch mehr dürfte das der Fall ſein
mit der Betciligung an den Demonſtrationen des Halleſchen
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Proletariats. Am 16. Januar und 6. Februar ſorgte die
Polizei dafür, daß die Verſammlungen nicht ohne Demon-
ſtration ausliefen. Jndem ſie die Straßen abſperrte, durch
welche die Teilnehmer beim Heimwege gehen mußten, brachten
ſie kompakte Züge zuſammen, die nachher die Aufmerkſamkeit
des Bürgertums feſſelten.

Der 13. Februar wird der Arbeiterſchaft von Halle nicht
ſo leicht aus dem Gedächtnis ſchwinden. Von uns waren an
dieſem Sonntage für Halle fünf Verſammlungen einberufen,
welche alle ſehr ſtark beſucht waren. Nach Schluß derſelben,
trafen ſich die Teilnehmer auf der ſehr geräumigen Alten Pro-
menade, um auch öffentlich gegen die Wahlrechtsſchmach zu
proteſtieren. Es mochten ſich dort zunächſt acht- bis zehniau-
ſend Teilnehmer eingefunden haben. Die Demonſtration hatte
ſchon ihr Ende erreicht und die Teilnehmer zerſtreuten ſich be-
reits, als die Polizei, welche die Demonſtration ganz wo anders
erwartet hatte, von allen Seiten heraneilte. Zwiſchen der
Hauptpoſt und dem Stadttheater kam es zu Szenen, die hier
zu ſchlidern unmöglich iſt; Berittene ſowie Polizei zu Fuß
hauſten hier wie die Vandalen und ſchlugen mit blanker Waffe
auf alle ein, die ihnen in den Weg kamen. Aber nicht nur hier,
auch in den Zugangsſtraßen und auf dem Markte hauſten die
Leute in gleicher Weiſe. Zirka 40, darunter mehrere Schwer-
verletzte mußten Krankenhäuſer aufſuchen und dieſe wochen
lang in Anſpruch nehmen. Außerdem wurden noch an dieſem
Tage zirka 100 Siſtierungen vorgenommen.

Die Antwort auf dieſe unerhörte und durch nichts gerecht-
fertigte Provokation der Polizei gab die Arbeiterſchaft am
Donnerstag, den 17. Februar, gleich nach Beendigung der
Arbeitszeit. Eine derartige Kundgebung gegen Polizeiwillkür
hatte Halle noch nicht geſehen. Jn ſchier unendlichen Zügen
kamen die Arbeiter herangezogen und im Nu waren alle ge-
räumigen Verſammlungsräume des Volksparks beſetzt; Tau-
ſende fanden keinen Einlaß mehr. Es fanden drei Verſamm-
lungen ſtatt. Als nun dieſe ihr Ende erreicht hatten, ſchloſſen
ſich die Außenſtehenden den Verſammlungsbeſuchern an, und
ein, in ſeiner Ruhe um ſo wirkungsvollerer, unendlicher Zug
nahm ſeinen Weg durch mehrere Hauptſtraßen und über den
Markt. Die Polizei und das Militär (welch letzteres immer in
den Kaſernen bereitgehalten wurde) bekamen nichts zu tun;
ſie hielten ſich dieſes Mal ſehr reſerviert. Ausſchreitungen
kamen nicht vor, und die Parteileitung hatte, wie immer, aus-
reichend für Ordnung geſorgt.

Dann demonſtrierte die Arbeiterſchaft noch am 6. März und
15. Mär z, beide Male unter lebhafteſter Beteiligung der Poli-
gei, die ſich hierbei wie bei allen andern, ungeſchickt und im
höchſten Grade aufreizend benahm. Man ſah deutlich, daß die
Halleſchen Polizeigewaltigen angeſichts der mächtig flutenden
Bewegung den Kopf verloren hatten.

Die Rache für die glänzende Betätigung der Arbeiterſchaft
beſtand in zahlreichen Prozeſſen. Dieſe Aktion hat auch der
Halleſchen Juſtiz dort das Vertrauen geraubt, wo ſie es un
gerechtfertigter Weiſe noch beſaß. Faſt ausnahmslos erfolgten
vor der Strafkammer, unter dem Vorſitze des Herrn Schubert,
Verurteilungen und Strafen in einer ungewöhnlichen Höhe.
Allein am erſten Verhandlungstage wurden an Strafen 37
Wochen, und am zweiten Tage 63 Wochen Gefängnis verhängt.
Für „Auflauf“ wurden durchſchnittlich 3 Wochen, für die Rufe:
„Hoch!“ „Bluthund!“ oder andere 2 Wochen als ausreichende
Sühne erachtet. Auch die drei am ſchwerſten Verletzten, welche
ſich wochenlang im Krankenhauſe befunden hatten, bekamen
ihren Prozeß. Einer mußte freigeſprochen werden; es ſtanden
ihm bürgerliche „einwandfreie“ Zeugen zur Verfügung, ſo daß
an eine Verurteilung ſchlechterdings- nicht gedacht werden
konnte. Die andern beiden wurden zu mehreren Monaten Ge-
fängnis verurteilt, da bei dieſen „Widerſtand“ angenommen
wurde. Die durch die Verteidiger unſererſeits geladenen
Zeugen wurden als eventuelle „Mittäter“ angeſehen und ent-
weder gar nicht vereidigt, oder es wurde auf deren Zeugnis kein
Gewicht gelegt. Ein abſchließender Bericht kann in dieſem
Jahre über die Verurteilungen noch nicht gegeben werden. Das
Geſamtergebnis wird demzufolge erſt in dem nächſten Bericht
veröffentlicht. An Strafen, Gerichtskoſten ſowie Koſten der
Verteidigung ſind bis 30. Juni 2645,04 Mk. gezahlt worden.

Jm Schlußwort des Berichtes heißt es: Geht aus unſe-
rem Bericht nun auch hervor, daß die Partei im verfloſſenen
Jahre hier ein gut Stück Arbeit geleiſtet, ſo ſoll nicht verhehlt
werden, daß noch ſehr viel zu tun übrig geblieben iſt. Jn
dieſem Geſchäftsjahr gilt es nun, unſere Kräfte nach allen
Richtungen zu ſtärken und uns vorzubereiten auf weitere und
ſchwerere Kämpfe. Niemand wird ſich der Auffaſſung hingeben,
daß die Kämpfe mit unſeren politiſchen Gegnern leichter wer-
den. Jm Gegenteill Wir müſſen deshalb immer darauf be-
dacht ſein, unſere Organiſation ſo auszubauen, um für alle
Fälle ſchlagfertig dazuſtehen. Mögen die Mitglieder in dieſem
Sinne im kommenden Jahre mitarbeiten, dann wird dieſer Ar-
beit auch der Lohn folgen.
Ohne Kampf kein Sieg! Ohne Organiſation kein Erfolg!

Der Vorſtand des Sozial demokratiſchen Vereins für Halle und
den Saalkreis.

K. Reiwand, Parteiſekretär. A. Albrecht, Vorſitzender.

halle und Saalkreis.
den 3). Auguſt 1910.Halle a. S.,

Auf zur Protest-Versammlung!
Nochmals ſei auf die am Donnerstag abend direkt nach

Arbeitsſchlußß um 6 Uhr im Volkspark ſtattfindende Volks
Verſammlung hingewieſen.

Die Verſammlungs- Parole lautet: Gegen Lebens-
mittelwucher und Abſolutismus! Zu Rednern find
beſtimmt die Genoſſen Adolf Albrecht und Paul Sennig,
ihre Themata lauten Abſolutismus und Demokratie
und: Lebensmittelwucher und Fleiſchnot.

Arbeiter, Parteigenoſſen! Schon verfuchen die bürgerlichen
Parteien die ſogenannten Liberalen eingeſchloſfen zurück
zublaſen. Sie ſehen durch den Proteſtſturm die „nationale“
Wahlparole des kommenden Jahres gefährdet. Der reaktionäre
Miſchmaſch liegt ihnen mehr am Herzen als das Selbſt
beſtimmungsrecht des Volkes. Sie überlaffen der Sozialdemo-
kratie wieder allein den Kampf für das Recht und die Ehre
des Volkes. Um ſo mehr müſſen wir auf dem Poſten ſein.

Agitiert mit aller Macht für die Proteſt Verſammlung.
Socgt für Mafſſenbeſuch. Auch die Frauen mögen helfen, daß
eine wuchtige Volks Demonſtration zuſtande kommt. Auf
für des ſchaffen den Volkes Recht und Brot!

„Durchaus nicht parteiiſch gehandelt.“
Vor der Strafkammer des hieſigen Landgerichts kam geſtern

ein Beleidigungsprozeß gegen den Kollegen Leopoldt zum
Austrag. Jn Nr. 139 unſeres Blattes war ein aus Mühl-
berg eingeſandter Artikel veröffentlicht worden, der die
Steuerveranlagungen kritiſch beleuchtete und durch den ſich der
Bürgermeiſter Regel beleidigt fühlte. Der Artikel ſelbſt
lautet:

„Mühlberg, 15. Juni. An die Arbeiterſchaft Die
letzte Stadtverordnetenwahl, an welcher ſich die Arbeiterſchaft
zum erſten Male beteiligte, hat uns ſehr wertvolle Fingerzeige
gegeben und gelehrt, wo unſere Tätigkeit und Werbearbeit ein
zuſetzen hat. Es gilt, ſchon jetzt unverzüglich und planmäßig
die Werbe- und Kleinarbeit für die kommende Wahl mit allen
Mitteln zu fördern. Unter keinen Umſtänden ſoll es wieder
vorkommen, daß die Arbeiterſchaft infolge Lauheit und Gleich-
gültigkeit verſchiedener Genoſſen und Arbeiter nochmals aus
dem Stadtparlament ferngehalten werden kann. Zu dieſem
Zwecke iſt vor längerer Zeit eine Bürgerrechtskom-
miſſion gewählt worden, welche auch die erforderlichen Vor-
arbeiten mit allem Eifer begonnen hat. Zunächſt muß jeder
Arbeiter ſich das Bürgerrecht erwerben. Nichtpreußen müſſen
die Naturaliſation erwirken. Jn all dieſen Sachen iſt die Kom
miſſion behilflich. Vielfach iſt man dieſes Jahr recht eigen-
tümlich mit der Veranlagung der Steuern verfahren. Beim
erſten Blick erkennt man, wohin die Fahrt gehen ſoll. Pariei-
genoſſen, welche bei der letzten Wahl ihr Wahlrecht ausübten,
ſind dieſes Jahr dadurch um ihr Wahlrecht gebracht worden,
daß ſie nach der Veranlagung den erforderlichen Steuerſatz
nicht erreichen. Andererſeits wieder ſind viele Arbeiter, natür
lich ſolche, bei denen eine „nationale ſtaatserhaltende Geſin-
nung“ vorausgeſetzt wird, mit dem zur Wahl berechtigenden
Steuerſatz bedacht worden. Hierzu noch ein Beiſpiel: Ein
Arbeiter, welcher ſchon jahrelang ſein Wahlrecht beſitzt, auch
bei der letzten Wahl für unſeren Kandidaten geſtimmt bat,
ahlt dieſes Jahr einen, Steuerſatz von 1,20 Mk., alſo den
Steuerſatz eines Dienſtmädchens.

Es müßte ſchlimm ſtehen, wenn ſich die Arbeiterſchaft ge
fallen ließe, daß man ſie durch ſolche Maßnahmen um ihr
heiligſtes Recht, das Wahlrecht, bringt. Deshalb raten wir
jeden Arbeiter, ſofort zu reklamieren, um wenigſtens den
Steuerſatz zu erhalten, daß ſie ihr Wahlrecht haben. Ueberall,
in jeder Verſammlung, iſt dieſes bekannt gemacht worden, des-
halb kann dann keiner ſagen: Jch habe das nicht gewußt. Dar-
um, Arbeiter, Parteigenoſſen, ans Werk, unterſtützt die Kom-
miſſion.“

Die Anklage lieſt aus dieſer Notiz heraus, daß dem Bürger-
meiſter vorgeworfen werde, er habe ſich bei der Veranlagung
von parteipolitiſchen Rückſichten leiten laſſen. Dieſe (im Artikel
durchaus nicht enthaltene) Behauptung ſei nicht erweislich wahr
und ſie ſei geeignet, den Bürgermeiſter in der öffentlichen Mei-
nung verächtlich zu machen.

Leopoldt hatte zur Bekundung der im Artikel enthaltenen An
gaben die Ladung von acht Entlaſtungszeugen be-
antragt. Das Gericht hatte jedoch die Ladung abgelehnt
mit dem Bemerken, es ſolle in der Hauptverhandlung erſt feſt
geſtellt werden, ob die Ladung ſich nötig mache. Geladen war
nur der Beleidigte, Bürgermeiſter Regel, der jedoch auch nicht
vernommen wurde.

Zur Sache ſelbſt bemerkte L., daß der Artikel nur eine Auf-
forderung an die Arbeiter ſein ſollte, ſich das Wahlrecht zu
ſichern. Es ſei keineswegs beabſichtigt, den Bürgermeiſter oder
ſonſt jemand zu beleidigen, auch enthalte der Artikel nichts,
was als beleidigend angeſehen werden könne. Dafür, daß bei
der Veranlagung Unregelmäßigkeiten vorgekommen ſind, ſeien
die Beiſpiele angegeben, für deren Richtigkeit ſollen die be-
nannten Zeugen vernommen werden. Auf dieſe Frage des Vor
ſitzenden, ob er (L.) den Vorwurf der Parteilichkeit dem Bürger-
meiſter gegenüber aufrecht erhalte, erklärt L., daß dieſer Vor-
wurf in dem Artikel gar nicht erhoben ſei. Der Artikel richte
ſeine Spitze ja nicht gegen den Bürgermeiſter, ſondern ſei all-
gemein gehalten.

Rechtsanwalt Müller verweiſt darauf, daß mit dem Vor-
wurf ja eventuell auch andere (Magiſtrat, Arbeitgeber) ge-
troffen ſein könnten, da die Veranlagungskommiſſion ja nach
dem von dieſen vorgelegten Material arbeiten müſſe. Er be-
zweifelt weiter, das Bürgermeiſter Regel zur Stellung des
Strafantrags berechtigt war, da dieſer ja nur Mitglied der
Kommiſſion ſei und er als ſolches ja auch überſtimmt werden
könne. Die Entlaſtungszeugen müßten vernommen werden,
damit feſtgeſtellt werde, daß tatſächlich die im Artikel ausge-
drückte Meinung auftauchen konnte.

Hier verſuchte der Vorſitzende zwiſchen den Ausführungen
Leopoldts und des Verteidigers einen Widerſpruch zu kon-
ſtruieren. L. habe den Vorwurf der Parteilichkeit nicht auf-
recht erhalten, demgemäß ſei die Vernehmung weiterer Zeugen
hinfällig. Der Verteidiger habe das Gegenteil behauptet. (Jch
bemerke hierzu, daß zwiſchen der Auffaſſung meines Herrn
Verteidigers und der meinen durchaus kein Widerſpruch
beſtand. Jch habe nur betont, daß der Artikel keinen Vorwurf
der Parteilichkeit gegen den Bürgermeiſter enthielt. Daß
dieſer Vorwurf gegenüber der Allgemeinheit, der bür-
gerlichen Geſellſchaft, darin enthalten war, hat Herr Rechts
anwalt Müller aufrecht erhalten und ich ebenfalls. W. Leopoldt.)

Der Staats anwalt führte aus, der Artikel behaupte,
der Bürgermeiſter habe aus parteipolitiſchen Gründen bei der
Veranlagung inkorrekt gehandelt. Dieſe Behauptung ſei un-
wahr und für den Bürgermeiſter ſchwer beleidigend. Der Ar-
tikel habe ferner unter der Einwohnerſchaft Mißtrauen gegen
den Bürgermeiſter erwecken ſollen. Angeſichts der Schwer
der Beleidigung beantrage er eine Gefängnisſtrafe von
einem Monat.

Rechtsanwalt Müller iſt der Anſicht, daß der Artikel keine
Beleidigung enthält. Es ſei in Mühlberg zu verzeichnen, daß
bei der Veranlagung Unſtimmigkeiten vorgekommen ſind, die
den Vorwurf der Parteilichkeit veranlaßten. Wie der Bürger-
meiſter ſich getroffen fühlte, ſo könne ſich auch jeder andere,
der der Kommiſſion Material liefere, getroffen fühlen. Er be
antrage deshalb nochmals die Ladung der Entlaſtungszeugen.
Außerdem müſſſe hier S 193 Plaß greifen, da die ſich geſchädigt
fühlenden Arbeiter zur Partei des Angeklagten zählen. Er be-
antrage Freiſprechung.

Das Gericht ſchloß ſich den Ausführungen des Staatsanwalts
an. Der Artitel richte ſich gegen die Veranlagungskommiſſion,
und der Bürgermeiſter als Mitglied derſelben war zum Straf-
antrag berechtigt. Der Hinweis darauf, daß auch andere ſich
beleidigt fühlen könnten, ſei hinfällig, der Angr Angeklagte und ſein
Verteidiger mußten wiſſen, daß die Kommiſſion getroffen ver
den ſollte. Das Gericht habe zu einer Verurteilung kommen
müſſen und ſei auf eine Geldſtrafe von 5900 Mark erkannt.

r

Jn Nr. 129 war vom Rittergut Mößlitz bei Stums-
dorf ein Bericht enthalten, der die Zuſtände der dortigen Ar-
beiterwohnungen ſchilderte. Die Angaben zu dieſem Artikel
hatte Leopoldt von einem früheren Arbeiter des Gutes
erhalten. Dieſer ſollte auch als Zeuge vernommen werden,
war aber bisher nicht zu ermitteln. Jn der geſtrigen Ver
handlung bezeichnete Rittergutsbeſitzer Finger die Angaben als

WLügen. Von der Verteidigung wurde Beſichtigung der Arbeiter



wohnungen und nochmalige Ladung des Arbeiters beantragt.
Erſteres wurde abgelehnt, die Ladung des Arbeiters ſoll durch
die Staatsanwaltſchaft nochmals erfolgen.

Wir erſuchen hierdurch nochmals um Angabe
der Adreſſe des Pferdeknechts Heinrich Geuke. Der Mann
hat ſich Anfang Juni im Jägerhof zu Halle aufgehalten und
wollte dann Arbeitim Zeitzer Kreis annehmen.
Eventuelle Nachrichten ſind an den Genoſſen W. Leopoldt, Zeitz,
Voigtsmauer 2a, zu richten.

wurden 79 Fälle verhandelt.
Verletzten vollen bezw.

wurde betont,

Im Arbeitervertreterverein erſtatteten in der letzten Sitzung
die Schiedsgerichtsbeiſitzer Jänicke, Maurer und Schöppe Bericht über ſtattgefundene Schiedsgerichtsſitzungen. An drei Tagen

Hiervon hatten nur 28 Sachen der
teilweiſen Erfolg; alle übrigen Sachen

wurden zugunſten der Berufsgenoſſenſchaften erledigt.
Anzahl der Streitfälle betrafen Fingerverletzungen.

Eine ganze
Hierbei

daß es im Jntereſſe der Verletzten liege, zum
Schiedsgerichtstermine namentlich diejenigen Hand-
werkszenge mitzubringen, die die Verletzten nach
erlittenem Unfalle ſchlecht handhaben können,

ſimmnuneg
ter 13dige
u r uſw.e ll denn au

geſchu

in ſeinen

Vergehen 9 die Gewerdeordnung.ittler 36 zie An Juli unter Nichtachtung der Be
ine von Kindern ein S

damit, daß dies nur leichtegeweſen ſeien. Das hieſige Schöffengericht

als einen leichten an und verurteilte den
igten zu einer Geldſtrafe von 6 Mk.

(Weiteres Lokales in der 2. Beilage.)

mat

chulkind
Er ent

Arbeiten, wie Rech-
betriebe

Die heutige Rummer umfaßt 10 Seiten.

Es gibt kein
besseres Hausgetränk, als den

echten Kardinal-Malz-Kaffeo!

Wegen vorgerückter Salon verkudufe zu spotthilligen Prelsen:
Braune Chevreau Damen Schnürſtiefeln
Chevreau und BVoxralf HerrenSchnürftiefeln (Good. Welt)

Neu eingetroffen
Bor Damen- Schnürftiefeln, bequeme Form
Box Damen Schnürſticfeln, DerbyLackkappe

Box Mädchen Schnürſtiefeln 31/35 27/30 25/25

ſonſt 9.50 jetzt 7.50 Mk.
10.00 B. 50

G. 50
5.50

23/24
4.50 4.00 2.00 2. 50 Mk.

Ein Poſten Damen-Tuchſchuhe, Lederſohle, warm gefüttertEin Poſten Damen-Filz-Schnallenſtiefeln, Lederſohle, warm gefüttert 1.25 Mk.
1.80

W'iebach's Schuhwarenhaus, Kl. Vlriohstr. 12.

An die Mitglieder des Konsum-
Vereins zu Osterfeld. E. 6. m. h. H.

3 Liter Petroleum koſten im hieſigen Konſum Vereine
allerdings zunächſt. 63 Pf.Komm davon blos eine vorläufig angenommene
Durchſehnitts -Rückgewähr von 130/0 in Abrechnung, ſo
ergibt das etwa rund

und es bleiben nur 578 P. übrig.
Es koſten demnach 3 Liter rein amerikaniſches Petroleumgen. „Dapol im Vereine nicht ganz 55 Pf., während ſolche jetzt

durch den Händler mit 57 Pf. angeboten werden.

Hinzu kommt, daß im Vereine dieſe Preisermäßigung nicht
allein ſchon bei Entnahme 1 Liters, ſondern ſogar bei Entnahme
von nur Teilen des Liters, alſo z oder Liter eintritt.Das einzelne Liter Petroleum koſtet im Vereine alſo etwa nur
18!/2 Pf. und nicht 19 Pf., wie beim Händler, bei Entnahme von

Litern.
Dies zur Aufklärung.
Der Vorstand des Konsum- Vereins zu Osterfeld.

Heh n ha Webvenfel a.5.
Leipeigerstrasse 17, Ecke Klingenplatz

Total- Ausverkauf.Hüte, Hützen, Wäsche, Krawatten,
Hosenträger, Kindermützen

verkaufe S zu jedem annchmbaren Preiſe.

Schülermützen in jeder Ausführung für Kinderfeste.

Richard M. Süftner.
Alhin Naether des Volbshad, Ieltz.

Freitag den 2. September von 1 Uhr mittags an

ges oh 2727
verlangen meine au ſigrende Sehrift Des Rätsels Lösung“ (Goldene Warte

für Fheleute) erati u r Absender
C. Klacpenbach, Halle a. S., er. Ulri trasse 41.

Diese Schrift keiner Arbe iterwohnung fehlen.Kinderſegen und Arhelletllaſe oder wie ſchütze ich mich

vor ſtarkem Familienzuwachs auf geſunde Art?
Preis 30 Pfg., gegen Voreinſendung 40 Pfg. in Briefmarken

zaben in der Volks-Buchhandlung, Halle,portofrei ins Haus. Zu l
Harz 42/43.

3 9 r h re BD5e h J x Sirv g r T t r
Der Kiassenkampf des Proieiariats.

Heft 1: Der gewerksohaftlioche Kampf. Preis 15 Pf.
Heft 2: Die kopftatistis eine Produktion u. das Prote-

tariat. Preis 3 Pf.
Heft 3: Die Ssoziaidemoksw alie u. den Pariamentaris-

mus,. en ſoeben erſchienen). Preis 25 Pf.
Heft 4: Der Soziatismus und die soziale Revolution

Preis 25 Pfg.
Heft 5: Die Arbeiterschaft u. das VUnternehmertum.

Preis 25 Pf.
Zu beziehen durch alle Austräger und die Volksbuchhandlung,yenHalle a. S., Har rz 42/43.

ate veran wor tlich: Rob. Jlgner. Dr

Weissenfels.
„Weintrauhe“,

Zum Kinderfest

hen Biandchl er. S,
welcher der wohllöblich. Arbeiter
ſchaft zur Verfügung ſteht, hiermit
in gütige Erinnerung. Eäe.

du Hobenmölgen
Gaſthof zur grünen Aue.

Zum Markte:
Grovge Prelskegeln.

Bahn frei.Es laden ergebenſt ein

Der Wirt und das Komitee.

Achtung, Taucha!
Sonntag den 4. Septemb. 1910

von nachm. 3 Uhr an

Wurst Auskegeln.
Abends 7 Uhr:

Deffenil. Zall.
Hierzu ladet freundl. ein

Emil Dose, Gaſtwirt.

u Bee
S aBilligſte Bezugsquellef verzinkte

Drahtgeflechte u. Drahtzäune.
Wiederverkäufern hohen Rabatt.

Kleiderſekre-Mö bel: täre 26 Mk.,
Vertikos

35 Mk., Spiegel m. geſchl. Gl.
10 Mk., Sofas, Bettſt. Ma-tratzen, Tiſche, Stühle, Küchen
möbel billig zu verkaufen.
4ngust Hesse. Geiſtſtr. 31.

Feitr. Zeit.Hamburger Fischhalle.
Größtes Fiſch Spezialgeſchäft

am Platze.
Große Aus in friſchen

Seefiſchen zu billigſten Tages-
preiſen. ſf. Räucherwaren, tägl.Azg mal fri u di rekt aus der

ucherei ei ntreffen d.See e Bezugsqi ielle f. Händler.

p. maille-Kaffeekessel
empfiehlt billigst

F. Ritter,
Leipzigerstrasse 90.

fklss
e 19 ehe

h voffranpfaurter

von Adam Rackles, Frankfurt a. M., 1 FI. 35 Pk.

10 Fl. J Ax. el. Glas, VOM FaSS 1 Ler. 40 e.

frankf. „Aegfelwein-Champagner

Ae ofelmost e e n
sterilisiert und alkoholfrel,

ist ein bestbekömmliches Erfrischungsgetrknk.R. Jrautwein, Vriehst a
Mitglied des Rabatt so Voereins.

Teptelwein

1/2 Fl. 1.50 M.

Feruspr. 2

dJdodor hat

um ſpottbillig zu kaufen, ſchnell
nach dem billigen Kraft zu laufen.

Lampentage
bis inkl. Sonntag d. 4. Septbr.
Cardidiampen 1.47 Oehampen 0.73
Cardidlampen 1.73 0ehampen 1.13
Cardidiampen Oehampen 1.66

NMessing 2.73 Kerzenlampen 1.72
Carbidlampen Cardid, kg 0.28

Patent 3.57
Cardidlampen

Patent 4.05
Elektr. Lamp. 0.51 0.87 1.18 1.47

Sämtliche Fahrräder, Näh-
maſchinen, Sprech Apparate,Platten, Erſatzteile am beſten
und billigſten bei

Aug. Kraft,
Halle a. S., Steinweg 51.
Verſand gegen Nachnahme.

Fettgedrucktes iſt zu empfehlen.

II
Vereinigt. ſichern.

Kl. Stelnstrasse 6.,
empfiehlt ihre Fabrikate zu
festen und soliden Prelsen.

Kaufe
Papier, Bücher, Laumpen, Fisen,

Gummi, Metalle u. Felle.
Rerm. Rein,

Halie-Giebichenstein,
Königsberg 5. Tel 2409.
50 Veſte Salon -Vrlletts

a Hir. von fg. an
liefere in Fuhren frei Gelaß.

O. Just, Ludw. Wuchererſtr. 45.

Anzeige.
Wer ſeinen Bedarf
an Uhren, Ketten,
Ringen c. nicht bei
köbert khernard.

Weissenfels
Jüdenſtr. 7, deckt,
beſtraft ſich ſelbſt.
Vertr. f. Teuchern
Alwin Remme.

Sohlleder-Ausschnitt,

Schuhmacher- Artikel.

F. Xoah, Gr. Klaussk. 7.
Neue la Heringe

3 Stück 90 Pfg.
franz Rudleff, ßanischest.

ecemnnnneS

Lackgürtel
in grosser Auswahl

C. F. Ritter,
Leipzigerstrasse 90.

Albrecht Kötinitz,
Zeitz, Brünl

empfiehlt ſein groß. Lagerall. Arten
Herren u. Knaben Carderoben

zu beſcheidenen t Preiſen.

neAetur
Raclikalmittel gegen

WVanzen
m. deron Brut
Flaſche 50 Pf. u. 1 M.

allein echt bei

Max Rädler,
nur Ranniscehestrasse 2,

Ecke Sternstrasse.

Fahrräder iggee
Nähmaschinen, Zalritcie
NMaumann, Köhler, Biesolt Locke,

in allen Preislagen.
Sprechapparate en
Z0 o billiger als durch Reiſende.
Rieſige Auswahl in Platten, ſchon

von 90 an.Emil Schneider atit?u.
Alle Beparaturon-

Arbeitsmarkt
IIILIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIII

Geübte
zuſchneiderin

auf Päsche u. Schürzen
zum 1. 10. cr. geſucht.

Alex Michel.
Fassadenpuitzer
auf sofort gesuecht bei gutem
Lohn oder Akkord.

In Reurchet, neuen
kTruüoehtige, ältere

Möbel Tischler
sofort qesuoht.

Mödeltahr. Mennmann,

Kleine Virichstrasse,
nnnnnnnnneereoreeeeTücht. u. ſelbſtänd.

Klempner nsiallateur
ſof. geſucht. M Wolz,

Lan dwe hrſtr. 7. e

arbeit.

iller Syjf ſteme in jed.brucleöfe n Preis n ſowie alle

u be A. Domke,Taubenſtr. 9 Ritterſtr. 5).
uck der Halleſch. Genoſſenſch. 4Buchdruck. (E. G. m. b. Verleger vorm. Aug. Groß, jetzt A.

ne

Suche f. I. Sept. Stell. f. ein tücht.Waſchmäde ch., Mädch. f. a. n
21J., u. j. Mädch. v. 14J. Zu ſprech.
u. l z übr Fr. R Rühle, I. Wucherersir.s6.

erren u. Kinder, nur dauer
afte, ausgeprobte Qual. kauft

man wirklich billig bei der
Hammer, ſielststr. 52. R.-Sp.-V. Tel. 2673.

Erlsche Knlckeler
Sperial Eler Grosshandlung

et 10 Pf. 7 Talamtſtraßze 7.

VogelfutterSorten
Toologische Handlung

Der Weg zu Machtvon e Kautsky.

Preis 50 Pfennig.
Zu beziehen durch alle Austräger
u. die Vglxsbuechhanädlung

Harz 42/43.

Papler. u. Papperabſaſſe
n jeden Poſten

Kl. Brauhausſtr. 20.
Donnerstag

Sahlaohtofost.
Luiso rWolfſtraße 20

Jeden Sonnerätag

Schlachtefeſt.
F. Hanf,

5. Vereinsstr. 13. Tel. 1666.

Jbottnässen!
Befreiung garantiert. Ausk. um-
ſonſt. Alter u. Geſchlecht angeben.
Schoene C0o., Frankturt a. M. 273.

äumfuhren jeder Art beſorgt
billig G. Woinholz, Harz 5.

Broſche m. Photographie von
Ammendorf bis Burg b. Radewell
verloren. Geg. Belohnung abzugeb.

Ammendorkf, Elſterſtraße 26.

Standesamtliche Nachrichten

Halle-Süd (Steinweg 2) 30. Aug.

Aufgeboten: r Lang-
bein u. Anna Hoffmann (Bechers
hof 9 und Domplatz 10). Diätar
Linnenkohl und Dora Haack
(Bernhardyſtraße 41 u. Lübben.
Landwirt Weſtphal und Minna

Steinbach (Stedten und Park-
ſtraße 7. Arbeiter Colpo und
Minna Poppe (Ranniſcheſtraße 4.
Arbeiter Klee und Lina Nöller
Merſeburg und Bruckdorfer-
ſtraße 4. Arbeiter Schulze und
M. Stephansky (Greppin). Schrift-
ſetzer Otto und E. Gumbrecht
(Halle und Brachſtedt). Motor-
wagenführer Neuſtedt u. M. Haaſe
(Ammendorf und Nelben). Ver-
ſicherungsbeamte Siegel u. Anna
Seyffert (Halle und Magdeburg'.
Eheſchließung Kaufmann Cohn

und Hanna Apelt (Mülheim undLeiwzigerſtraße 70/71).

Geboren: Zeichner Beyer T.Liebenauerſtraße 166). Arbeiter
De Marco S. (Bernhardvyſtr. D.Arbeiter Metze T. (Brunos-
warte 33). Arbeiter Ronniger
T. (Herre nſtraße 6). Strecken-
aufſeher Küſter S. (Steinweg 35).Gejtorben: Arbeiters Schoppe
aus Bendeleben S., 7 J. (Klinik).

Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 34).
30. Auguſt.

Auf eboten: Prakt. Arzt Kaiſer
und Margareta Berbig (Leipzig
und Herderſtraße 4). Buchhalter
Sturm und Eliſabeth Richter
(Berlinerſtraße 3a). Oberlehrer
Langelüddeke und Magdalene
Drewes (Buxtehude und Kron-
prinzenſtraße 35).Kheſchicehung: Werkführer

Herrmann und Emma Goſe
Königſtraße 56 und Burgſtr. 56).Geboren: Arbeiter Bock S.
(Körnerſtraße 9). Geſchirrführer
Brandsdor S. (Zietenſtraße 37).
Geſchirrführer Döhrmann Sohn
(Kröllwitzerſtr. 7). Glaſer Müller
S. (R. Wagnerſtraße 30).

Geſtorben: Geſchirrführers
Martins T., 5 Mon. (Wettiner-
ſtraße 22).

neLIIIOI.DS
Dani.Für die liebevolle Teilnahme

beim Begräbnis unſeres plötzlich
verſtorbenen Sohnes Paul ſagen
wir hierdurch all. Blumenſpendern,
Freunden und Bekannten unſeren

m Dank.Schortau, im Auguſt 1910.
Familie Joseph Kursoh

d u. Beinkleſder f. Damen,

Selbſtgeurdeitete

wenn

nebſt Großeltern.
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Halle a. S., Donnerstag den 1. September 1910 21. Jahrg.
wunnnnnnnnnneeeeeeee-er Verband der Athographen und Steindrucker

hielt in der Woche vom 21. bis 27. Auguſt ſeine General
verſammlung in Hamburg ab. Von den neun Punkten
der Tagesordnung ſind als die wichtigſten zu nennen: Die Ge-
ſchäftsberichte, die Statutenberatung und ein
Referat über die Taktik bei Lohnbewegungen. Drei
Filialen verlangten, den Hauptvorſtand zu beauftragen, mit
den Verbänden der Vuchdrucker, der Buchbinder und der Buch
und Steindruckerei- Hilfsarbeiter in Verhandlungen zu treten,
um eine Grundlage zu ſuchen, auf der die Verſchmelzung
zu einem Verband der graphiſchen Berufe angebahnt werden
kann. Wie ſchon aus dem gedruckten Jahresbericht hervorgeht,
hat der Vorſtand bereits verſucht, die Verbände der Photo-
graphen, Formſtecher, Notenſtecher und den
Xylographenverband zum Uebertritt zu bewegen. Bei
den beiden leßten Verbänden ſtellten ſich die Mitglieder auf
einen ablehnenden Standpunkt. Die beiden erſtgenannten da-
gegen vollzogen 1908 die Verſchmelzung. Es traten von den
Photographen 257, von den Formſtechern 430 zu den Litho-
graphen und Steindruckern über. Jm ganzen zählten dieſe am
1. April 1910 17 397 Mitglieder, gegen 15 768 am 1. Januar
1907. Daneben beſaß die am 1. März 1908 ins Leben gerufene
Lehrlingsabteilung 3225 Mitglieder. Die geſamten
Einnahmen des Verbandes, der Lehrlingsabteilung und
des Seneſfelder Bundes in Liquidation betrugen während der
Zeit vom 1. Juli 1907 bis 31. März 1910 2 878 760,94 Mk. Die
Geſamtausgaben waren 2608613,36 Mk. Der Ver-
mögensbeſtand ſtieg während dieſer Zeit von 563 155 Mk.
auf 833 302 Mk. Unter den Ausgaben ſind für Unterſtützungs-
zwecke zu verzeichnen: an Streikunterſtützung 86 352 Mk., Ge-
maßregeltenunterſtützung 28567 Mk., Arbeitsloſenunterſtützung
436 639 Mk., Reiſeunterſtützung 58 3068 Mk., Umzugsunter-
ſtützung 41 958 Mk., Rechtsſchutz 5710 Mk., Krankenunterſtützung
812 169 Mk., Sterbegeld 39 620 Mk., Jnvalidenunterſtützung
239 438 Mk., Wirwenunterſtützung 123 053 Mk., an Extraunter-
ſtützungen 165 894 Mk.

Der Verband hatte zuſammen 225 Lohn bewegungen
mit und ohne Streik zu führen, die ſich auf 150 Orte, 438 Be
triebe mit 5252 Beſchäftigten erſtreckten. Jn 201 von dieſen
Fällen handelte es ſich um An griffs bewegungen, von denen
172 durch erfolgreiche Verhandlungen ihre Erledigung fanden,
während es in 29 Fällen mit zuſammen 539 Beſchäftigten zum
Streik gekommen iſt.

Jn 24 anderen Fällen handelte es ſich um Abwehr von
Verſchlechter ungen. Auch hierbei kam es in 12 Fällen
mit 221 Beſchäftigten zum Streik, wogegen die übrigen zwölf
Fälle wieder durch erfolgreiche Verhandlungen erledigt wurden.
Die Erfolge dieſer Bewegungen beſtanden für 2635 Kollegen
in Arbeitszeitverkürzungen von 1166 Stunden
pro Woche (Geſamtſumme 6114 Stunden wöchentlich), für 1248
Kollegen in Lohnerhöhungen von 1--9 Mk. pro Woche
(Geſamtſumme 2296 Mark wöchentlich). Jn 20 Fällen mit
1356 Kollegen wurden Tarifverträge abgeſchloſſen.

Bemerkenswert iſt die im Bericht hervorgehobene Schädigung,
die das Lithographengewerbe durch die Tabakſteuer er-
fahren hat, dadurch daß jetzt die teuren Etiketts, überhaupt die
bunten Packungen immer mehr in Wegfall kommen. Die Litho
graphen und Steindrucker können ſich bei der Regierung und
den bürgerlichen Parteien bedanken, daß ihnen durch den großen
Raubzug auf ihre Taſchen, genannt „Finangzreform“, auch ein
gut Stück ihres Erwerbslebens vernichtet wurde.

Der Verabnd ſteht, wie der Vorſitzende Sillier in ſeiner Er
öffnungsrede noch beſonders hervorhob, in einem Jubiläums-
jahr. Vor 25 Jahren wurde in Berlin der eigentliche Grund-
ſtock für die heutige Organiſation gelegt.

Der Punkt Statutenberatung wurde zunächſt einer
Kommiſſion überwieſen, die nach 26ſtündiger Beratung der
Generalverſammlung u. a. folgende Beſchlüſſe vorlegte:

Der Name des Verbandes bleibt beſtehen. Jm S 1 (Zvweck
des Verbandes) ſoll es unter Ziffer 2 Abſ. a heißen: Möglichſte
Beſchränkung der Arbeitszeit und Erringung ausreichender
Löhne.

Der wöchentliche Beitrag wird für männliche Mitglieder
auf 1,30 Mk., für weibliche auf 60 Pf. feſtgeſetzt.

Die Reiſeunterſtützung wird von 4 auf 3 Pf. pro
Kilometer Luftlinie herabgeſetzt.

Die Krankenunterſtützung, die ſeit 1905 ein Def i-
zit von 143 403,59 Mk. verurſacht hat, wird von 11,40 Mk.
wöchentlich auf 10,50 Mk. herabgeſetzt.

Das Statut wurde ſchließlich nach einigen unweſentlichen
Aenderungen in der von der Kommiſſion vorgeſchlagenen
Faſſung von der Generalverſammlung angenommen.

Zur Reichsverſicherungsordnung wurde einſtim
mig und ohne Diskuſfion der Proteſtreſolution des
Referenten zugeſtimmt.

Eine lebhafte und teilweiſe recht intereſſante Debatte ent-
ſtand bei dem Punkt: Preſſe. Verſchiedene Redner polemi-
ſierten gegen die Redaktion des Fachorgans wegen ihrer Hal
tung zur Maifeier, zu Kautskys Weg zur Macht,
zum Eintreten für die Erklärung der 66 nach dem Nürn-
berger Parteitage. Andere Redner wieder billigten die Haltung
der Redaktion in dieſen Fragen.

Die nächſte Generalverſammlung findet in Stuttgart
ſtatt. Der Sitz des Verbandes bleibt in Berlin. Der des
Ausſchuſſes in Dresden. Die Geſchäftsleitung wurde ein
Kimmig wiedergewählt.

Gewerkſchaftliches.
Zur Werftarbeiterbewegung.

Am 28. Auguſt nahmen die Hamburger Metallarbeiter
zur Werftarbeiterbewegung Stellung. Der große Saal von
Sagebiels Etabliſſement war von za. 4000 Metallarbeitern dicht
beſetzt. Der Bevollmächtigte Jhle erſtattete Bericht über den
Stand der Bewegung. Nichts deutete bei dem großen Beifall,
den der Redner erntete, darauf hin, daß irgend welche Mut-
loſigkeit bei den ſtreikenden Werftarbeitern zu konſtatieren
wäre.

Die Verſammlung beſchloß dann, den nicht Bezugs-
berechtigten, die bisher noch keine Unterſtützung bezogen, von
dieſer Woche ab Unterſtützung zu gewähren. Dieſer Beſchluß
wird gewiß die wohltätige Wirkung haben, daß die davon Be
troffenen den Wert der Organiſation für die Zukunft richtig
einſchätzen,

Differenzen im Holzgewerbe.
Der Kampf in der Nüxnberger Bleiſtiftinduſtrie mit

rund 1000 Arbeiterinnen und 700 Arbeitern dauert unverändert
fort.

Jn Pr. Holland befinden ſich die Stuhlarbeiter der
Firma Oehlſchlägel ſeit 14 Tagen im Streik. Die Hälfte
der Streikenden wurde bereits anderweitig untergebracht. Die
Firma ſucht mit allen Mitteln von auswärts Streikbrecher
heranzuziehen, was aber bisher nicht gelungen iſt.

Jn Neuſtrelitz ſind die Tiſchler in den Streik getreten,
da eine Anzahl Unternehmer die Forderungen Verkürzung der
Arbeitszeit von 60 auf 57 Stunden und Stundenlohnerhöhung
von 7 Pfg. in der vorgeſchlagenen Vertragsperiode nicht be-
willigen wollten.

Jn Kaſſel-Bettenhauſen drohen in der Stockfabrik,
wo gegen 800 Arbeiter und Arbeiterinnen beſchäftigt werden,
ſchwere Differenzen auszubrechen. Es wurden 30 Arbeiterinnen
und 50 Arbeiter gekündigt. Es iſt möglich, daß dieſe Mafz-
nahme der Firma zu einem erbitterten Kampfe führen wird.

Jn Haynau haben die Tiſchler der Möbelfabrik Forde-
rungen eingereicht. Jn Greiz, Hameln, Kuxhaven,
Dießen, Eibmſtock, Eutin, Laſſan, Lübben, Mark-
gröningen, Schönlanke, Speyer, Stolp,
Ueterſen, Maiblingen und Ziegenhals dauern die
Streiks der Tiſchler fort.

Jn Emden haben die Liſchler in einem Betriebe Forde-
rungen geſtellt und als ſie abgelehnt wurden, die Arbeit
niedergelegt. Der Arbeit geber“bund hat daraufhin die Wieder-
aufnahme der Arbeit bis zum 29. Auguſt verlangt, widrigen-
falls die Tiſchler ausgeſperrt werden ſollen. Das Verlangen
der Unternehmer lehnen die Arbeiter ſelbſtverſtändlich ab, ſo
daß mit der Ausſperrung in den nächſten Tagen gerechnet
werden muß.

Jn der Waggonfabrik Bautzen ſteht
ſperrung für die nächſten Tage bevor.

Die Bewegung auf den Seeſchiffswerften nimmt
ibren Fortgang, auch für die Tiſchler, Maſchinenarbeiter,
Schiffszimmerer und Holzarbeiter in allen Hafenſtädten.
Jn den Pianofortefabriken Steinway u. Sons in Ham-
burg und Hain in Krefeld dauern die Differenzen fort,
ebenſo bei den Parketilegern in Weimar, den Knopfmachern
in Kelbra und den Korbmachern in Berlin (Stralauer
Glashütte), Glückſtadt, Nürnberg und Rheinfelden
in der Schwei z.

Zu zug von den in Frage kommenden Branchen iſt nach den
oben verzeichneten Orten reſp. Betrieben ſtreng fernzu-
halten.

eine Aus-

Die Streikbewegung in Rußland
hat, wie dem Peuple berichtet wird, in dieſem Jahre einen
kräftigen Auf ſchwung genommen. Während die Unter-
nehmer triumphierten, daß 1909 gegen das Vorjahr eine Ver-
minderung der Streiks um 32, der Teilnehmer um 33 Prozent
zu verzeichnen war, hat in dieſem Jahre eine ſtarke Bewegung
eingeſetzt. Vornehmlich in der Textilinduſtrie der Mos-
kauer Gegend. Jm Januar wurde ein zweitägiger Streik
von 450 Arbeitern ſiegreich geführt, dem im Februar in dem-
ſelben Betriebe ein erfolgreicher Teilſtreik folgte. Jn Serpu-
koff ſetzten im Februar 1077 Arbeiter einer Fabrik, darunter
888 weibliche, eine Lohnerhöhung nach dreitägiger Arbeitsein-
ſtellung durch, gleich danach 950 Arbeiter der Moskauer Zucker-
fabrik, 800 der Seidenfabrik in Muſſi, 1300 in ſechs Ziegeleien
und andere. Jn einem Betrieb ſtreikten 498 Arbeiter 16 Tage.
Der Erfolg wurde ihnen durch die Polizei entriſſen. Jm Juli
wurden wieder eine Reihe Streiks verzeichnet, die, mangels
einer kräftigen Organiſation, meiſt mit Teilerfolgen enden.
Die Arbeiterinnen nehmen überall an der Bewegung teil.

Auch aus anderen Gegenden wird ähnliches berichtet, ſo aus
Niſchne-Dnieprowsk in Südrußland ein neuntägiger
Streik von 1000 Mann in einem Hüttenwerk, der mit vollem
Erfolg endete, ſogar ein ſiebentägiger Kampf mit vollem Sr-
folg aus Tomsk in Sibirien. Die Arbeiter vom Bau der
Amureiſenbahn haben die furchtbaren Anſtrengungen
der Arbeit nicht mehr ertragen und ſich zu Fuß auf den Heim-
weg gemacht! Von Oſtſibirien ſind das 10000 Kilometer und
mehr. Die Regierung hat ſich durch die Einſtellung von Sträf-
lingen und politiſchen Verbannten zu der mörderi-
ſchen Arbeit geholfen. Eine beſonders grauſame Art der Todes-
ſtrafe!

Aus den Nachbarkreilen.
An die Genoſſen des Agitationsbezirks

Jn den nächſten Tagen kommt ein kleines Flugblatt zum Ver-
ſand, das den Zweck erfüllen ſoll, eine intenſive Agitation zur
Gewinnung neuer Abonnenten für die Preſſe und Mitglieder für
die Partei fördern zu helfen. Das Flugblatt braucht nicht in
jedem Ort verbreitet zu werden, aber mindeſtens dort, wo es den
Genoſſen zweckmäßig ſcheint.

Die Kreisvorſtände erſuchen wir um Beſtellung und Angabe
der Verſandadreffen.

Beſtellungen auf den diesjährigen Volkskalender
ſind nur an die Kreisvorſtände zu richten. Reichen an einem
Orte die zugewieſenen Kalender nicht ganz aus, ſo ſind auch die
Nachbeſtellungen beim Kreisvorſtande anzubringen. Anders
kann nicht verfahren werden, um eine geordnete Verbreitung
zu ſichern.

Das Bezirks-Agitationskomitee.
J. A.: R. Dreſcher, Halle a. S., Harz 42/43.

An die Parteigenoffen des Delitzſch-Bitterfelder Wahlkreifes.
Wie ſchon bekannt gegeben, findet unſer diesjähriges Parteifeſt

Sonntag, den 4. September in Delitzſch ſtatt. Der Feſtum zug
beginnt 23 Uhr nachmittags, wir erſuchen deshalb die auswärtigen
Parteigenoſſen, rechtzeitig hier einzutreffen.

Ortsverein Delitzſch. J. A.: Münzer.

Plumper Zahlenſchwindel.
Die „nationale“ Provinzpreſſe veröffentlicht gegenwärtig auf

Kommando des jeweiligen Landrats eine graphiſche Dar-
ſtellung über die Finanzen des Reiches im Jahre 1909, die
in ihrer Aufmachung eine Jrreführung der Leſer bedeutet. Es

daß trotz der 249 bis 34 jährigen Wirkung der 500 Millionen
Mark ausmachenden neuen Steuern noch ein enormer Fehl-
betrag durch Anleihe ausgeglichen werden muß, ſondern die
Finanzen werden ſo dargeſtellt, als ob das Reich infolge eines
Minderfehlbetrages glänzend daſtände.

Zunächſt wird gezeigt, daß der Reichsetat um 113 297 581 Mk.
hinter dem Voranſchlag zurückgeblieben iſt. Dieſe Summe
ſieht groß aus. Jhr Verhältnis zum Voranſchlag iſt aber nur

3,9 Proz., alſo verſchwindend gering. Der Voranſchlag be-
trug nämlich rund 286575 Millionen Mark. Sodann aber iſt der
Voranſchlag unter mehr als vorſichtiger Anrechnung der neuen
Steuern feſtgeſetzt worden. Dieſe neu aus dem Volke heraus-
gequetſchte Belaſtung hat aber im ganzen weſentliche Mind
erträge ergeben, namentlich die Branntweinſteuer, dann die
Fahrkartenſteuer u. a. Die Herren am grünen Tiſch hatten ſo
gerechnet, daß ſie einen Fehlbetrag von 239 Millionen ein-
ſtellten. Mit den neuen ungerechten Steuern, wovon der Fehl-
betrag die Hälfte ausmacht, gedachten ſie dieſen faſt gänzlich
zu declen, um dem in dieſe dunkeln Künſte nicht eingeweihten
deutſchen Michel mit der „günſtigen Finanzlage des Reiches“
gewaltig zu imponieren. Dieſe Hoffnung iſt aber fehlgeſchla
gen, es müſſen noch 12619 Millionen Mark hinzugeborgt
werden, um den Etat zu balanzieren. Und das trotz des
500-Millionen-Raubzuges!

Das alles kann der aufgeklärte Menſch auch leicht aus der
Darſtellung der „nationalen“ Preſſe herausleſen. Dieſe Preſſe
rechnet aber mit der politiſchen Jndifferenz ihrer Leſer, die
dieſen auch das Unwahrſcheinlichſte wahrſcheinlich oder gewiß
macht. Vergeſſen ſoll aber auch nicht werden, daß die Minder-
ausgabe von 4054 Millionen Mark im weſentlichen durch Ein-
ſchränkung der Kulturausgaben erzielt worden iſt. Der Ar-
beiter denke an die Rentenquetſchen, an die Sparſamkeit bei der
Entlohnung der ſtaatlichen Arbeiter uſw. Daraus ſtammt das
meiſte der „Ueberſchüſſe“. Mit ſolchen „Erſparniſſen“ zu
renommieren, dazu gehört eine Stirn, wie ſie nur die Volks-
unterdrücker kennen. Die Wahrheit iſt und bleibt, daß die
Finanzmiſere des Reiches weiter beſteht, daß ſie durch die
kommende Militärvorlage vergrößert wird und daß in abſeh-
barer Zeit am deutſchen Volke ein neuer Aderlaß verſucht
werden wird. Alſo Michel, hüte dich!

Zeitz, 30. Auguſt. Der Magiſtrat als Rummel-
mach er. Vor einiger Zeit teilten wir mit, daß die hieſige
Polizeiverwaltung den Unfug des Feuerwerkskörpergebrauchs
am ſogenannten Sedantage verboten hat. Dabei wurde betont,
daß die Eltern haftpflichtig gemacht werden könnten. Wer den
Schwärmer- und Froſchunfug aus füheren Jahren kennt, wird
gegen ein derartiges Verbot nichts einzuwenden haben.

Leider ſcheinen unſere Behörden derartige Verbote nur für
Kinder auszufertigen, für gewiſſe Kreiſe erwachſener Menſchen
bringt man etwas anderes. So veröffentlicht jetzt der Magi-
ſtrat als amtliche Bekanntmachung (I) die Tages-
ordnung der Sedanfeier. Wir laſſen dieſe Bekanntmachung, die
auch eine Art „Kultur“dokument, d. h. aber nur preußiſcher
Patriotenkultur, darſtellt, im Wortlaut folgen:

„Auch in dieſem Jahre, der 40. Wiederkehr, ſoll das Sedanfeſt
in würdig-feierlicher Weiſe in unſerer Stadt begangen werden.
Mit der Feier wird die Enthüllung der von Herrn Stadtrat,
Kommerzienrat Albin Naether der Stadt geſchenkten Bismartk-
ſaule verbunden werden. Wir bitten unſere Mitbürger herz-
lich, ſich an dem Feſte recht zahlreich zu beteiligen und ihre
Häuſer mit feſtlichem Schmuck verſehen zu wollen. Die Feſt-
ordnung iſt in folgender Weiſe aufgeſtellt: Donnerstag, den
1. September, nachmittags 6 Uhr, Einläuten des Feſtes, nach-
mittags 65 Uhr Feſtmuſik auf dem Altmarkte, abends 8 Uhr
Fackelzug der Freiwilligen Feuerwehr und der Turner bis zum
Altmarkt, Freitag, den 2. September, morgens 5 Uhr, Wecken
vom Kriegerdenkmale aus, morgens 62 Uhr Glockengeläut,
morgens d Uhr Schmückung der Kriegsteilnehmer mit Eichen-
zweigen durch Ehrenjungfrauen vor der Friedenseiche am
Steinsgraben, danach Feſtzug der Ehrenjungfrauen, Kriegs-
teilnehmer, Behörden, Vereine und Schulkinder nach der
Michgeliskirche, morgens 934 Uhr Feſtgottesdienſt daſelbſt,
danach Feſtzug von der Kirche durch Fiſchſtraße, Altmarkt,
Judenſtraße, Roßmarkt, Rahneſtraße, Nikolaiſtraße, Schloß-
ſtraße, Naetherſtraße nach der Bismarckſäule in der Waſſer-
vorſtadt, daſelbſt feierliche Enthüllung der Bismarckſäule. Jmn
Anſchluß an die Feier wird bei gutem Wetter im Garten des
Gaſthofs zum grünen Baum ein gemütliches Beiſammenſein
der Teilnehmer ſtattfinden. Zeitz, den 22. Auguſt 1910.“

Jm Anſchluß wird noch folgendes amtlich bekannt gemacht:
„Wir bitten die Arbeitgeber unſerer Stadt herzlich, am 2. Sep-
tember, als der 40. Wiederkehr des glorreichen Tages vonSedan, den Kriegsteilnehmern aus den Jahren 1864, 1866 und

1870-71 ohne Verkürzung ihres Einkommens freizugeben, damit
ſie ſich an der ihnen von uns zugedachten Ehrung beteiligen
können. Zeitz, den 22. Auguſt 1910. Der Magiſtrat. Kelp.

Es mag manchem Menſchen etwas wunderlich erſcheinen, daß
man in Zeitz zu den Aufgaben der Stadtverwaltung auch die
Reklame für Patriotismus zählt. Ein echter Preuße freilich
findet darin nichts Abſonderliches, er iſt derartiges längſt ge-
wöhnt. Dem Zeitzer Magiſtrat, der u. E. doch die Jntereſſen
der Allgemeinheit wahrnehmen ſoll, ſcheint auch nicht bekannt
zu ſein, daß er hier in höchſt einſeitiger Weiſe handelt.
Tauſende von Arbeitern, die über den ganzen Sedanrummel
anderer Anſchauung ſind als einige „beſſere“ Leute, müſſen hier
die Wahrnehmung machen, daß auch ihre Steuergroſchen mit zu
einer völlig überflüſſigen Sache verwendet werden.

Doch noch etwas anderes. Wir finden in der amtlichen Ve-
kanntmachung, daß Fackel- und Feſtzüge veranſtaltet werden.
Die Polizeiverwaltung ſcheint hier keinerlei ordnungs- und
verkehrsſtörende Momente gefunden zu haben, die eventuell ein
Verbot rechtfertigten. Der 2. September iſt, wenn unſer
Kalender ſtimmt, ein Freitag, alſo ein Tag, an dem in den n-
gegebenen Straßen ein ziemlicher Verkehr herrſcht. Trotzdern
wurde der Umzug erlaubt. Der 13. Februar, an dem die
Arbeiter gegen ihre Entrechtung proteſtierten, war ein Sonn-
tag. Da herrſchte kein Verkehr, aber trotzdem trieb die Polizei
harmloſe Spaziergänger auseinander und ſorgte durch ihre
Störung der Ordnung dafür, daß Arbeiter auf Wochen ins Ge-
fängnis kamen. Freilich, dam als erſchien keine amtliche Be-
kanntmachung des Magiſtrats, wurde kein Appell an die Unter-
nehmer erlaſſen! Die damals demonſtrierenden „gewöhn-
lichen“ Proletarier bat man nicht herzlich um zahlreiche Ve-
teiligung, ſondern bot ihnen eventl. ſcharfe Säbelklingen an.

Dieſelben Arbeiter aber werden jetzt gebeten, ſich zahlreich
an der Feier der „Patrioten“ zu beteiligen, ſei es auch nur als
Staffage. Wir werden es erleben, daß manche Unternehmer
ihren Arbeitern einen halben Tag freigeben werden, damit die
bürgerlichen Söldlinge dann von den „Tauſenden“ ſchreiben
können, die da Svalier bildeten.

Die Hämpfer der Sozialdemokratie, des wahren Kulturfort-
ſchritts werden nur ein mitleidiges Lächeln für derartige Ver-
anſtaltungen übrig haben.

Weißenfels, 29. Auguſt. Beim Baden ertrunken Beim
Baden in der Saale iſt heute abend der Füſilier Kroſchewski



von der 2. Kompagnie Unteröoffizierſchule Weißenfels ertrunken.
Der Mann, der ein guter Schwimmer war, iſt nach längerem
Schwimmen r untergegangen und konnte erſt nach ſtün-
digem Suchen aufgefunden werden. Die von dem an der Unfall-
ſtelle inzwiſchen eingetroffenen Aerzte ſofort vorgenommenen
Wiederbelebungsverſuche blieben erfolglos. Der Unfall dürfte auf
plötzlich eingetretener Herzlähmung zurückzuführen ſein.

Rasberg, 30. Auguſt. Ausflug. Am Sonntag, 4. September,
veranſtaltet der Sozialdemokratiſche Verein einen Ausflug nach
der Obſtweinſchenke. Es ſoll von Zeitz bis Profen gefahren
werden. Der Zug geht 129, Sammelpunkt: Gaſthaus zum Brühl,
Abmarſch 128. Alle Mitglieder ſollen ſich daran beteiligen.

Gemeindevertreter- Sitzung findet heute, Mittwoch,
abend 8 Uhr in Schurigs Garten ſtatt. Auf der Tagesordnung
ſtehen die Angelegenheiten über den Schul-Neubau. Zutritt hat
jedermann.

Der Ladenſchluß
1/211 Uhr vormittags.

Teuchern, 30. Auguſt. Seinem Leben ein Ende gemacht
hat der Jnvalide Häuber von hier. Jn der Nacht zum Sonntag
erhängte er ſich an einem Banme bei Oberneſſa. Sein Alter be-
trägt 79 Jahre. Ein bei ihm vorgefundener Brief enthält Mit-
teilungen von ſeinem Vorhaben, über die Begräbniskoſten und die
Verwendung des übrig gebliebenen Geldes.

Zum Sedanrummel haben für Freitag, den 2. Septbr.
die Kriegervereine einen Kommers angeſetzt. Ein Oberſt z. D.
hält den Feſtvortrag. Den Anweſenden wird dort wohl angeraten
werden, trotz aller Steuererhöhungen, Fleiſchwucher uſw. ſich zu
ducken, zufrieden zu ſein, Hurra zu brüllen und zu ſchuften für
die Unerſättlichen wie für die Laſten des Militärs. Die Perſon,
welche ſich als „Jnſtrument des Herrn“ bezeichnet hat, wird an-
gehocht werden, weil für ſie die Kleinigkeit von 191 Millionen
Mark, für die wirklichen Krieger aber kein Pfennig vorhanden iſt.
So will es nämlich die „gottgewollte Ordnung“. Wem dieſe ge-
fällt, gehe hin und brülle mit, wer einſichtsvoll und klardenkend
iſt, bleibt ſolchem Rummel fern.

Wählitz, 30. Anguſt. Sozialdemokratiſcher Verein.
Sonntag, den 4. September, nachmittags 3 Uhr, findet im Lokal
von H. Schurz die Mitgliederverſammlung ſtatt. Der lehrreichen
Tagesordnung halber iſt es Pflicht aller Mitglieder, zu erſcheinen.

Taucha, 30. Auguſt. Oeffentliche Verſammlung. Es
ſei an dieſer Stelle nochmals auf die am nächſten Sonntag ſtatt-
findende öffentliche Verſammlung in Taucha hingewieſen. Pflicht
eines jeden Kollegen iſt es, in der Verſammlung zu erſcheinen
und auch die Frau mitzunehmen, denn die Frauen ſind dazu be-
rufen, die Männer im wirtſchaftlichen Kampfe zu unterſtützen.

Trebnitz, 30. Aug. Die gewerkſchaftlich organiſierten
Kameraden werden erſucht, die Agitationskarte bis Freitag,
den 2. September, genau auszufütlen. Sie wird vom HZeitungs-
boten wieder abgeholt.

Sonntags iſt jetzt immer von *49 bis

DMerſeburg, 30. Auguſt. ie Verſammlung des Sozial-
demokratiſchen Vereins findet am J. September, nicht wie
bekannt gemacht, am 1. September ſtatt. Donnerstag, den
1. September, Sitzung der Parteifunktionäre in der Kaiſer-
Wilhelmshalle. Dazu ſind alle die eingeladen, welche bei der
Verteilung der Volkskalender mitwirken wollen.

Ohrfeigen-Thedchen fühlt ſich gedrungen, in ſeinem
Korreſpondentlein ebenfalls ein wenig Reklame für die freie Jugend-
organiſation zu machen. Er ſchreibt:

„Angehörige von auswärtigen ſozialdemokratiſchen Jugend-
organiſationen beſuchten am Sonntag unſere Stadt und glaubten,
durch allerlei Unfug mit roten Fahnen ufw. beſſeren Ein-
druck machen zu können. Unſere Polizei hatte jedoch kein Ver-
ſtändnis für ſolche Witze und nahm zwei dieſer vielverſprechenden
Bürſchchen feſt. Die übrige Korona begleitete ſelbſtverſtändlich
den Transport zur Wache. Nach Feſtſtellung der Namen wurden
die 15 jährigen Bürſchchen wieder entlaſſen und verließen eiligſt
das „genoſſenfeindliche“ Merſeburg.“

Thedchen, die alte Qualmtute, hat etliches in ſeinen Aus-
führungen vergeſſen, was wir hier nachtragen. Die küchtigen
Merſeburger Poliziſten hatten merkwürdigerweiſe gar keine Kom-
petenz-Bedenken, als ſie ein rotes Schnupftuch auf dem Bahnſteig
wehen ſahen. Sie wollten den mit dem roten Tuch vom Vahn-
ſteig holen, gerieten dann allerdings mit der Sperre in Konflikt.
Gefaßt wurden zwei Jugendliche, die nichts weiter getan, als
ihren Kameraden Abſchied winken und rufen. Das iſt in Merſe-
burg verboten. Nicht verboten iſt in Merſeburg der Gebrauch
von wüſten Schimpfworten auf offener Straße, wenn der in
dieſem Sinne tätige Bildungsverbreiter ein Poliziſt iſt. Wir
nennen die Worte Lauſejunge, Rotziunge, Am vollhauen c. Herr
Zorn, der Sicherheitshüter, hat mit dieſem Vokabelſchatz den An
weſenden rieſig imponiert. Genau ſo wie Thedchen, wenn er die
böſen Genoſſen mit nationalem Dreck beſchmeißt. Schließlich hat
unſer teurer Theodor vergeſſen zu ſagen, daß die „Genoſſen-
feindſchaft' Merſeburg ſich in vorbildlicher Weiſe darin äußerte,
daß es etliche Genoſſen zweimal hintereinander ins Stadtparlament
wählte Wir begreifen alſo Thedchens Zorn und Zornes
Grimm.

Rattmannsdorf, 31. Auguſt. Wieder eine geſicherte
Exiſten z! Auf Corbethaer Flur wurde am Sonnabend in
einem Strohdiemen die Leiche eines alten Mannes gefunden. Der
Aermſte hatte am Tage zuvor verſchiedenen Bauern hier am Orte
erklärt, daß er nicht weiter könne, doch keiner erbarmte ſich des
hinfälligen Greiſes. Vielleicht hätte ihm mit der Aufnahme in
einem Krankenhauſe Hilfe gebracht werden können. Ohne eine
menſchliche Seele zur Seite zu haben, einſam und verlaſſen, iſt
der alte Proletarier geſtorben wie ein ausgeſtoßener Hund am
Wege. Der Tote mag 70 Jahre alt geworden ſein, ein Militärpaß,
den er bei ſich hatte, war völlig unleſerlich. So ergeht es den
Parias der Geſellſchaft im hohen Alter, das die Ehrfurcht der
„Chriſten“ herausfordern ſollte. Wir ſind überzeugt, daß unter
denen, die des alten Mannes Leid hörten und ſahen, ſich manche
Fromme befanden, die das „niedre Volk“ ſchmähen, weil es ſichvom ſogenannten Chriſtentum wendet. „Niedres Volk“ aber, daß
ſich von religiöſer Finſternis zur Klarheit des Klaſſenbewußtſeins
durchgerungen, hätte den Alten wohl nicht ſo hilflos fortirren
laſſen. Das Wort von der „geſicherten Exiſtenz bis ins hohe
Alter hinein“ erfährt mit dem jammervollen Abſcheiden des greiſen
Proletariers grauſame Räichtigſtellung.

Bitterfeld, 30. Auguſt. Auf abſchüſſiger Bahn befindet
ſich der 24 jährige Färber Paul Lüttich. Schon mehrfache Vor
ſtrafen hinter ſich, hat er am 14. Juli bei dem Bäckermeiſter
Günther wieder einen Diebſtahl begangen. Er ging in das Haus,
fand dort die Tür zu einer Kammer offen und nahm aus einem
Schranke eine Uhr. Dann erbrach er noch einen Koffer, in dem
er 70 Pfennige fand. Zwar kam er unentdeckt wieder aus dem
Hauſe, aber ſchon einige Stunden ſpäter war die Sache entdeckt
und auch Lüttich ausfindig gemacht, dem man die Uhr und auch
das Geld wieder abnahm. Vor Gericht legte er ein volles Ge-
ſtändnis ab. Von ſehr angenehmem Aeußeren, machte er den
allergünſtigſten Eindruck auch in ſeinem ganzen Weſen,
man nur bedauern konnte, ihn auf dieſer Vahn zu ſehen. Er
wurde zu einem Jahr drei Monaten Gefängnis und drei Jahren
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte verurteilt.

Vockwitz, 31. Auguſt. Gemeindevertreter Sitzung
findet am Freitag, den 2. September, abends 8 Uhr, in Herrmanns
Hotel ſtatt. Jeder ſteuerzahlende Bürger hat das Recht, ihr bei-
zuwohnen. Die Tagesordnung iſt ſehr wichtig.

Quittung.
Für Parteizwecke: Aus dem 7. Diſtrikt (Stadt), 1. Rate

5. Diſtrikt (Stadt) 55,12: 5. Diſtrikt (Land), Hohenthurm
o rf und Umgegend 26,50; aus dem 6. Diſtrikt Stadt

Reiwand.

J e0 dann

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., 31. Auguſt 1910.

(Fortſetzung aus der 1. Beilage.)

Der Streik der Holzarbeiter in der Waggonfabrik von Gott-
fried Lindner in Ammendorf

dauert unverändert fort. Die Firma ſucht noch fortgeſetzt durch
Agenten und Jnſerate in bürgerlichen Zeitungen Streikbrecher
anzuwerben. Zuzug von Stellmachern, Tiſchlern und
Maſchinenarbeitern iſt auch fernerhin ſtreng fern
zuhalten.

Arbeiterfreundliche Blätter werden um Abdruck gebeten,

Sperreaufhebung.
Die über das Fuhrgeſchäft Pfannenberg verhängt geweſene

Sperre iſt aufgehoben worden.

Volks- Vorſtellungen im Stadttheater.
Aus dem Stadttheaterbureau wird uns geſchrieben: Es iſt aus

den Kreiſen des Publikums wiederholt Klage darüber geführt
worden, daß die Eintrittskarten zu den Volks- Vorſtellungen im
Stadttheater nicht durchweg den Kreiſen zugänglich geweſen ſind,
für die dieſe Vorſtellungen eigentlich beſtimmt ſind. Um die
Mißſtände, die ſich bei der bisher üblichen Verteilungsart der
Karten offenkundig im Laufe der Zeit herausgeſtellt haben, nach
Möglichkeit zu beſeitigen, hat vor kurzem auf Veranlaſſung des
Magiſtrats eine Beſprechung von Vertretern der beteiligten Be
rufsſtände (Handwerk, Kaufmannſchaft, Beamtentum, Gewerk-
ſchaften) ſtattgefunden. Es wurde dabei anerkannt, daß eine all-
ſeitig unbedingt befriedigende Verteilungsart wohl kaum zu finden
iſt. Man einigte ſich ſchließlich auf folgendes Verfahren, dem
Magiſtrat und Theaterdirektion ihre Zuſtimmung gegeben haben
und das nun in Zukunft angewaydt werden wird:

Es werden Vorzugsſcheine in drei Arten abgegeben und zwar
ſolche für Plätze zu 60, 40 und 25 Pfg. Von jeder Art kommen
nur ſoviel Vorzugsſcheine zur Verteilung, als tatſächlich Plätze
vorhanden ſind. Um es zu vermeiden, daß jemand zu der zu-
nächſt angekündigten Volksvorſtellung keine Vorzugsſcheine mehr
bekommen kann, auch bei der nächſten leer ausgehen könnte,
erhalten die Ausgabeſtellen auch gleichzeitig mit den Vorzugs-
ſcheinen für die angezeigte Volksvorſtellung auch Vorzugsſcheine
für die nächſte Volksvorſtellung und können, wenn keine Billetts
mehr vorhanden ſind, gleich mit der Ausgabe für die nächſte
Volksvorſtellung beginnen. Berechtigt zur Entnahme von Vorzugs-
ſcheinen ſind nur Perſonen, die nicht mehr wie 1800 Mk. Ein-
kommen haben oder zu einem dementſprechenden Haushalt gehören.
An eine Perſon dürfen nicht mehr als vier Vorzugsſcheine aus-
gehändigt werden. Kinder unter 14 Jahren erhalten keine Vorzugs-
ſcheine. Die Ausgabe der Vorzugsſcheine findet ſtets am Dienstag
und Mittwoch vor der nächſten angekündigten Volksvorſtellung in
den Geſchäftsſtunden bei ſolgenden Stellen ſtatt:

1. Verein für Volkswohl, Salzgrafenſtraße (Hallmarkt),
2. Arbeiterſekretariat Harz 42/43,
3. Zigarrengeſchäft von Artur Kopſch,

Ranniſchen Platz,
4. Zigarrengeſchäft von A. Reichardt jun., Burgſtraße 69.

Der Umtauſch der Vorzugsſcheine findet jeweils am Donnerstag
vor der angekündigten Volks- Vorſtellung an der Theaterkaſſe von
10 Uhr vormittags an gegen Bezahlung der auf den Vorzugs-
ſcheinen bemerkten Gebühr ſtatt. Wer am Donnerstag ſeinen
Vorzugsſchein nicht gegen eine Eintrittskarte eintauſcht, geht ſeines
Anrechtes auf dieſen Platz verluſtig, auch verliert der Vorzugs-
ſchein ſeine Gültigkeit für eine ſpätere Vorſtellung.

Die erſte Volks- Vorſtellung findet bereits am 11. September
ſtatt. Näheres hierüber wird noch bekannt gegeben.

Steinweg 29, Ecke

Unerlaubte Ueberſtunden. Der Jnhaber des Damenkon-
fektionsgeſchäftes Jacobowitz, Große Ulrichſtraße, hatte an
mehreren Tagen länger als 10 Stunden und an Sonnabenden
über 5 Uhr hinaus in ſeinem Geſchäft arbeiten laſſen. Er wurde
deshalb wegen Vergehens gegen die Gewerbeordnung belangt.
Vor dem hieſigen Schöffengericht verteidigte er ſich damit, daß er
in dringenden Fällen berechtigt ſei, Ueberſtunden machen zu laſſen.
Dieſes ſei eine Notwendigkeit, welche bei der Eigenart ſeines Be-
triebes, durch Beſtellung von Hochzeits- oder Trauerkleidern, ſehr
oft und unerwartet vorkäme; auch ordne nicht er, ſondern die
Direktrice die Ueberarbeit an. Die Gewerbeordnung habe auch
ſolche Fälle berückſichtigt und gebe 40 Tage frei, an welchen
Ueberſtunden gemacht werden können. Er habe nur von dieſem
Rechte Gebrauch gemacht. Das Gericht belehrte ihn aber anders:
in ſolchen Fällen, wo nach der Gewerbeordnung Ueberſtunden
erlaubt ſind, bedarf es einer jedesmaligen vorher eingeholten Er-
laubnis der Polizeibehörde, welche bei den heutigen Verhältniſſen
ſehr leicht zu erreichen iſt. Nach eigenem Ermeſſen darf kein
Geſchäftsinhaber Ueberſtunden anordnen. Auch der Einwand, die
Direktrice habe die Anordnung getroffen, könne nicht gelten, da
er die Arbeit nachträglich gebilligt habe. Das Urteil lautete auf
10 Mk. Geldſtrafe.

Jmpfungen. Oeffentliche unentgeltliche Schutzpockenimpfungen
finden ſtatt: 1. in Halle- Trotha am Donnerstag, den 1. Septor.,
nachm. 4 Uhr, im Schulgebäude Petersbergſtr. 90; 2. in Halle-
Giebichenſtein am Freitag, den 2. und 9. September, nach-
mittags 4 Uhr, in der Turnhalle des Schulgebäudes Gr. Brunnen-
ſtraße 6 (Eing. Friedenſtr.); 3. in der Altſtadt a) im Monat
September jeden Dienstag, nachmittags 4 Uhr, in der Turnhalle
des Schulgebäudes Taubenſtraße 13, b) im Monat September
jeden Miltwoch, nachmittags 4 Uhr, in der Turnhalle des Schul-
gebäudes Dreyhauptſtraße 5. Der Jmpfung ſind die Kinder zu
unterziehen, welche a) im Jahre 1909 geboren ſind, b) in früheren
Jahren geboren ſind, bisher nicht oder zum erſten reſp. zweiten
Male erfolglos geimpft worden ſind oder krankheitshalber nicht
geimpft werden konnten.

Walhalla- Theater. Unter perſönlicher Leitung des Kompo-
niſten Paul Lincke findet am 1. September die Premiere der hu-
moriſtiſch-ſatiriſchen Ausſtattungs-Revue Halloh! Die große
Revue! ſtatt. Ein Jahr lang wird dieſer Schlager im Ber-
liner Metropol- Theater aufgeführt und erzielt allabendlich aus-
verkaufte Häuſer. Dir. Fritz Steidl bürgt für gute künſtleriſche
Leiſtungen in dem Werk, welches er ſelbſt in Szene geſetzt hat,
mit einem Perſonal von annähernd 80 Perſonen. Wer vieles
bringt, wird jedem etwas bringen. Dieſes iſt die Deviſe der
Revue, daher hat ſie den berechtigten Anſpruch darauf, die ange
nehmſte Unterhaltung des Publikums zu ſein.

Das Aupolſo Theater, welches mit dem 1. September unter
der Direktion von Guſtav Poller ſeine 10. Winterſaiſon eröffnet,
hat für dieſe Jubiläumsſagiſon eine Reihe außergewöhnlicher
Attraktionen verpflichtet. Die Hauptattraktion des Eröffnungs-

re bildet der von ſeinem letzten hieſigen Gaſtſpiel her
uns bekannte rheiniſche Komiker Karl Schmitz mit ſeinem aus
erſonen beſtehenden Enſemble. Als Premiere bringt Schmitz

die Novität: Schwiegervater Co., eine zweiaktige Burleske, die
iberall volle Häuſer erzielte. Der Burleske geht ein erſtklaſſiger

Varieteeteil voraus, der eine Reihe von intereſſanten Novitäten
enthält. Trotz der großen Koſten des Eröffnungsprogramms ſind
die Eintrittspreiſe nicht erhöht und gelten nach wie vor die im
Sommer eingeführten volkstümlichen Preiſe.

Eine dunkle Geſchichte wird vom Generalanzeiger unter dem
Titel Der verfolgte Flurſchütz erzählt. Sie lautet: „Von
dem Acker des Leutnants Ruſche waren öfters Kartoffeln geſtohlen
worden, weshalb ſich der Flurſchütz Gaebler in der Nacht zum
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Freitag auf die Lauer legte, um die Spitbuben abzufangen. Er
war aber von Bergarbeitern, die von der Grube kamen, bemerkt
worden und wurde dann von dieſen mit Steinen beworfen, ſo daß
er ſich ſchließlich zurückziehen mußte. Jn der Nacht zum Sonntag
legte ſich Gaebler wiederum auf Wache. Bald darauf mußte or
aber wahrnehmen, daß 7 Bergleute eine regelrechte Suche nach
ihm veranſtalteten, wobei er, als die Leute nahe an ihn heran
waren, auch die Worte hörte: „Wenn wir ihn finden, ſchlagen wir
ihn tot“. In der Bedrängnis feuerte Gaebler einen Schreckſchuß
ab, der zur Folge hatte, daß die 7 Mann zurückwichen. Es iſt
gelungen, die Attentäter zu ermitteln. Zeugen bekunden, daß die
Schuldigen während der Arbeit den Plan zur Verfolgung des
Flurwächters eingehend beſprochen und feſtgelegt haben. Um den
Felddiebſtählen endlich zu ſteuern, ſind von den Flurherren Hilfs-
beamte für den Flurſchützen angenommen worden.“ Na, na!

Ein Kind verbrannt. Spielende Kinder entzündeten am
Montag vormittag auf einem unbebauten Grundſtück umherliegen-
den Unrat. Dabei wurde das zweijährige Söhnchen Willi des
Arbeiters Pfeiffer von den Flammen erfaßt. Es erlitt furchtbare
Brandwunden und wurde der Klinik zugeführt, wo es ſchwer krank
darniederliegt.

Zuſammenſtoßß. Am Dienstag mittag kollidierten in dex
Mansfelderſtraße ein Kraftfahrzeug und ein Obſtfuhrwerk. Beide
erlitten erhebliche Beſchädigungen. Das Kraftfuhrwerk ſoll auf
der linken Seite der Straße gefahren ſein.

Radewell, 30. Auguſt. Schwerer Unglücksfall. Heute vor-
mittag nach 11 Uhr wollte ein auf dem hieſigen Rittergute be-
ſchäftigter volniſcher Geſchirrführer einen vollbeladenen Dünger-
wagen beſteigen. Die Pferde zogen an, der Mann trat fehl und
tam ſo unglücklich zu Fall, daß die Wagenräder über ihn hinweg-
gingen. An den erlittenen ſchweren Verletzungen ſtarb der Un-
glückliche bald darauf.

Döllnitz, 29. Auguſt. Ein Kind umgefahren. Am Montag
nachmittag hielt ein Kutſchwerk vor einem hieſigen Gaſthof.
Kutſcher hatte die eiſerne Krippe vor den Pferden aufgeſtellt, um
zu füttern. Plötzlich fiel die Krippe um. Die Pferde ſcheuten und
gingen duyxch.

Der

Dabei wurde ein Kind umgefahren und am Kopfe
ſchwer verletzt, auch der Kutſcher erlitt Verlehungen. Die Droſchke
wurde ſtark beſchädigt.

Kanena 30. Auguſt. Zum Gemeindevorſteher wurde
mit ſechs gegen fünf Stimmen der bisherige Vorſteher Portius
wiedergewählt. An Entſchädigung ſoll er künftig 1000 Mark er-
halten, 1200 Mark ſchien den Vertretern zu reichlich bemeſſen.
Kanena hat jetzt rund 1000 Einwohner.

Mllerlei.
Neue Cholera-Erkrankungen in Berlin?

Berlin, 30. Auguſt. Noch ehe die bakteriologiſche Unterſuchung
des Falles Vogt aus der LOderbergerſtraße abgeſchloſſen iſt, er
krankte heute nacht die im ſelben Hauſe wohnende Frau Berta
Schulz unter denſelben choleraverdächtigen Erſcheinungen und
wurde nach dem Virchow-Krankenhauſe gebracht. Weiter wurde
die unverheiratete Arbeiterin Marie Ruske aus der Manteuffel-
ſtraße 123 heute als choleraverdächtig in die Charité eingeliefert;
in dieſem Falle ſcheint es ſich jedoch nur um ein Darmleiden
zu handeln. Aus Spandau dagegen liegen ſeit heute mittag neue
Alarmnachrichten vor. Dort ſind drei weitere Perſonen unter
choleraverdächtigen Erſcheinungen erkrankt, zwei von ihnen fanden
Aufnahme in der Jſolierbaracke des Spandauer Krankenhaufſes;
die dritte, die in einem Charlottenburger Geſchäft tätig war, wurde
in das Krankenhaus Weſtend gebracht. Dort ſind noch ſechs
weitere Perſonen als choleraverdächtig eingeliefert worden.
Außerdem wird noch ein weiterer choleraverdächtiger Fall aus
Charlottenburg gemeldet. Es handelt ſich um die Verkäuferin
Eliſe Szwoda, die in der Lynarſtraße in Spandau wohnt, aber in
Charlottenburg beſchäftigt iſt. Sie iſt dort unter choleraverdäch-
tigen Symptomen erkrankt und wurde in Charlottenburg ins
Krankenhaus auf die Jſolierbaracke gebracht. Die Dejekte ſind
dem Jnſtitut für Jnfektionskrankheiten zur bakteriologiſchen Unter-
ſuchung übergeben worden. Die bakteriologiſche Unterſuchung
der choleraverdächtigen Fälle aus der Oderbergerſtraße 47 im Jn-
ſtitut für Jnfektionskrankheiten iſt noch nicht abgeſchloſſen. Die
Unterſuchung wird, ebenſo wie in den Spandauer Fällen durch
Prof. Dr. Lentz vorgenommen und ihr Ergebnis wird erſt morgen
vormittag feſtſtehen. Wie die B. Z. erfährt, iſt jedoch Prof. Dr.
Lentz ſchon heute der Anſicht, daß in den vier choleraverdächtigen
Fällen aus der Oderbergerſtraße Cholera asiatica wahrſcheinlich nicht
vorliegt. Die bakteriologiſche Unterſuchung wird dieſe Annahme
wohl nur beſtätigen.

Folgenſchweres Bauunglück.
Bei einem im Bau befindlichen neuen zwei Stock hohen

Komitatsſchildes in Gyula (Ungarn) ſtürzte die Eiſenbetondecke
des chirurgiſchen Pavillons ein und durchſchlug ſämtliche Stock-
werke bis auf den Keller. Acht Arbeiter wurden unter den
Trümmern begraben; einer wurde ſofort getötet, zwei tödlich
verletzt, zwei weitere ſchwer verwundet. Die übrigen erlitten
leichtere Verletzungen.

Erdbeben in Süditalien.
Rom, 30. Auguſt. Ein ſehr heftiger Erdſtoß iſt heute
früh gegen 3 Uhr 15 Minuten in Reggio di Calabria ver-
ſpürt worden. Die Bevölkerung lagert im i r Auch in
Meſſina, Gerace, Monte Leone, Galina, Milazzo
und Mileto iſt der Erdſtoß verſpürt worden. Die Jnſtrumente
des Obſervatoriums zu Mileto, die außer dem Hauptſtoß drei
leichtere Erdſtöße verzeichneten, wurden beſchädigt. Soweit be-
kannt, iſt kein Schaden angerichtet worden.

Ein ſchweres Unglück
ereignete ſich am Dienstag abend in München vor dem Prinz-
regententheater. Als nach Schluß der Walküre das Publikum
aus dem Theater ſtrömte, fuhr ein großes, ſchweres Mietsauto
mobil, deſſen Chauffeur aus unbekannter ürſache die Steuerung
verloren hatte, plötzlich mitten auf den Bürgerſteig in die dichte
Menge hinein. Eine Dame wurde ſofort getötet, ihre Schweſter,
beide aus San Franzisko, wurde ſchwer verletzt. Eine dritte
Dame kam mit leichteren Verwundungen davon. Die Getötete
hatte einen ſchweren Schädelbruch erlitten, der Bruſtkorb war ihr
von dem ſchweren Gefährt vollſtändig eingedrückt worden.

Kleines Allerlei. Jn Sülldorf bei Blankeneſe hat ein
Brandſtifter nachts an verſchiedenen Orten Feuer angelegt.
Drei Anweſen ſind mit der geſamten Erxnte, mit ſämtlichem
Vieh und Zubehör niedergebrannt. Jn Kolmar ſtürzten
geſtern ſechs Soldaten des Dragoner Regimentes 14 bei einer
Regimentsübung vom Pferde. Einer brach das Genick und war
ſofort tot; drei ſind ſchwer verletzt. Am Dienstag wurde in
Dortmund der zweite Direktor der Niederdeutſchen
Ban ß Joſeph Schmitt wegen Untreue und Vergehen gegen
das Depotgeſetz verhaftet. Der Raubmörder Heinrich
Dink, der am 13. Auguſt in Nürnberg die Kellnerin Betty Dreſcher
ermordet und beraubt hatte, iſt nach langer Jagd in Beerfelde im
Odenwalde verhaftet worden.

Letzte Nachrichten und Depelchen.
Jnternationale Kundgebung.

Jn Fra nkfurt a. M. veranſtalten die Genoſſen am Sonn
tag, 11. September, eine internationale Kund-
gebun J. die nach einer Mitteilung der Volksſtimme in der
Feſt halle ſtattfindet. Es werden ſprechen Van der Velde-

rüſſel, K eir Ha rd i cLondon, Jau r s-Paris, Caprini-
Rom und Vahlteich- Neuyork. Die Verſammlung findet um
3 Uhr nachmittags ſtatt.
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